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1 Die Verantwortung NRWs für Klimaschutz und 
 Klimagerechtigkeit

Der Klimawandel schreitet voran und ist nach den Er-
kenntnissen des Klimarates der Vereinten Nationen 
(Intergovernmental Panel on Climate Change - IPCC) 
auf den Menschen als Verursacher zurückzuführen 
(vgl. IPCC 2014). Damit stehen vor allem die Industrie-
länder als Hauptverursacher des Klimawandels in der 
Verantwortung. Der Klimawandel ist dabei keine Her-
ausforderung, die isoliert besteht. Er ist eng verknüpft 
mit den globalen Herausforderungen, den Hunger und 

die Armut in der Welt zu bekämpfen. Denn die Auswir-
kungen des Klimawandels bedrohen vor allem in den 
Ländern des globalen Südens viele Menschen – oft die 
Schwächsten und Ärmsten. 

Das Land NRW als ein wichtiger Energie- und Industrie-
standort in Deutschland und Europa hat sich dazu be-
kannt, seine Verantwortung wahrzunehmen und sich 
ehrgeizige Klimaschutzziele gesetzt. Im Januar 2013 

> 1.1 Verantwortungsträger NRW
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> 1.2 Die Folgen des Klimawandels für Entwicklungsländer

hat NRW ein Klimaschutzgesetz mit verbindlichen 
Reduktionszielen verabschiedet. Darin verpflichtet 
sich das Land, die Treibhausgasemissionen um min-
destens 25 % bis zum Jahr 2020 zu reduzieren und um 
mindestens 80 % bis 2050 (im Vergleich zum Referenz-
jahr 1990). Das Klimaschutzgesetz gießt damit wichtige 
Zielsetzungen in eine verbindliche Form. NRW war das 
erste deutsche Bundesland, das sich konkrete Ziele für 
die Reduktion von Treibhausgasen gesetzt hat.1

Um diese Ziele zu erreichen, wurde ein Klimaschutz-
plan mit Strategien und Einzelmaßnahmen für die 
nächsten fünf Jahre erstellt. Zu insgesamt sechs Hand-
lungsfeldern (Energieumwandlung, Industrie / Produ-

zierendes Gewerbe, Bauen / Wohnen, Verkehr, Land-
wirtschaft / Forst / Boden und Private Haushalte) gab es 
je eine sektorspezifische Arbeitsgruppe (AG), in denen 
die Vorschläge für konkrete Strategien und Maßnah-
men entwickelt wurden. In diesen AGs waren Exper-
tInnen von unterschiedlichsten gesellschaftlichen Be-
reichen wie z. B. Wirtschaft, Verbänden, Kommunen, 
Kirchen, Wissenschaft und Zivilgesellschaft beteiligt. 
Begleitet wird die Umsetzung und Weiterentwicklung 
des Klimaschutzplans durch einen Sachverständigen-
rat und auf der Grundlage eines wissenschaftlich fun-
dierten Monitorings. Nach fünf Jahren wird die Um-
setzung aller Maßnahmen überprüft, angepasst und 
wenn nötig ergänzt.

Wie wichtig es ist, dass NRW als Industrie- und Ener-
gieland Nr. 1 seine Verantwortung übernimmt2, zeigen 
die gegenwärtigen und künftigen Auswirkungen des 
Klimawandels. Der fünfte Sachstandsbericht des Welt-
klimarates zeigt, dass mit hoher Wahrscheinlichkeit 
die schon länger befürchtete Verschärfung der Wasser-
knappheit in den ohnehin wasserarmen subtropischen 
Regionen eintreten wird und dort bis zum Ende des 
Jahrhunderts mit noch häufigeren lang anhaltenden 
Dürreperioden zu rechnen ist (vgl. IPCC 2014). 

Eine Steigerung der globalen Durchschnittstempera-
turen um 2 Grad Celsius (°C) oder mehr wird gravie-

rende Auswirkungen auf die Ernteerträge wichtiger 
Getreidearten wie Weizen, Reis und Mais haben. Dabei 
ist das Ausmaß der erwarteten Ernteeinbußen in ein-
zelnen Regionen sehr unterschiedlich. Nach Untersu-
chungen der Stanford Universität würden bei einer 
globalen Erwärmung von etwa 1,5 °C die Produkti-
onsverluste auf dem afrikanischen Kontinent im Jahr 
2050 vermutlich bei ca. 18 bis 22 % für Mais, Hirse und 
Erdnüsse, im schlimmsten Fall sogar bei 27 bis 32 % 
liegen (vgl. Stabinsky / Ching 2014: 8). Eine Studie des 
Internationalen Forschungsinstituts für Agrar- und 
Ernährungspolitik ergibt, dass die Reisproduktion in  
Südasien bis zum Jahr 2050 um mehr als 14 %, die Mais-

Dürre in Mauretanien im Jahr 2012, Foto: Pablo Tosco/Oxfam

1  Im Juli 2013 erließ auch Baden-Württemberg ein Klimaschutzgesetz und im 
 Juli 2014 folgte Rheinland-Pfalz.
2  Hier entstehen rund ein Drittel der deutschen THG-Emissionen.
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Wie sehr die Menschen unter den Folgen von Wet-
terextremen zu leiden haben, hängt sehr von der 
Fähigkeit einer Gesellschaft und von den jeweiligen 
Menschen ab, dieser Gefährdung zu begegnen. Viele 
Entwicklungsländer sind besonders verwundbar, weil 
sie einerseits besonders stark von klimasensiblen Sek-
toren abhängen, z.B. von der Landwirtschaft und der 
Fischerei. Die Entwicklungsländer sind auch deshalb so 
anfällig, weil sie aufgrund ihrer niedrigen Wirtschafts-
leistung, hohen Armutsraten und einem niedrigem 
Bildungs- und Entwicklungsstand besonders geringe 
Kapazitäten besitzen, um sich auf den Klimawandel 
einzustellen. Südasien und das südliche Afrika könn-
ten nach Aussagen des IPCC-Berichtes von diesen Ent-
wicklungen am stärksten betroffen sein, was auch auf 
die bislang zu wenig stattfindende Anpassung an den 
Klimawandel zurückzuführen ist. Vielfach erschwe-
ren eine schwache Regierungsführung und staatliche  
Institutionen effektive Anpassungsmaßnahmen zu-
sätzlich.

Ohne Klimaschutz werden die positiven Entwicklungen 
der letzten Jahrzehnte im Bereich der Landwirtschaft, 
Infrastruktur oder Gesundheitsversorgung gefährdet. 
Weltweite Ungerechtigkeiten verstärken sich und die  
Armutsbekämpfung wird zusätzlich erschwert.

produktion zwischen 9 und 19 % und die Weizenpro-
duktion sogar um 44 bis 49 % im Vergleich zum Jahr 
2000 zurückgehen könnte. Der Klimawandel hätte 
demnach verheerende Auswirkungen auf die landwirt-
schaftliche Produktivität und damit massive Folgen  
für die Versorgung mit Grundnahrungsmitteln (vgl. 
Stabinsky / Ching 2014: 8).

Besonders in Entwicklungsländern werden sich bereits 
bestehende Gesundheitsprobleme verschärfen. Neben 
Hitzewellen und anderen Extremwetterereignissen ist 
eine Ursache hierfür das erhöhte Risiko von Unterer-
nährung als Folge sinkender Ernteerträge in der Land-
wirtschaft. Gesundheitsgefahren gehen auch von der 
zunehmenden Knappheit von sauberem Trinkwasser 
aus. Die schlechten Gesundheitseinrichtungen vieler 
Entwicklungsländer werden hierdurch noch weiter 
überfordert. Migration als wirksame Anpassungsstra-
tegie wird zunehmen. Des Weiteren verschärfen die 
Folgen des Klimawandels bereits bestehende gesell-
schaftliche Konflikte und tragen so zum Ausbruch von 
Gewalt bei. Besonders betroffen sind oft die Ärmsten 
der Armen. So siedeln arme Menschen häufig in beson-
ders gefährdeten Gegenden, wie z.B. Slums an Berg-
hängen oder in Gebieten, die häufig Trockenheit oder 
Überschwemmungen ausgesetzt sind.

Frauen sind besonders betroffen

Über 60 % der Armen sind Frauen. Ihnen ist der Zugang 
zu Land, Eigentum, Bildung und bezahlter Arbeit er-
schwert oder gar verwehrt. Sie haben daher kaum 
Möglichkeiten, auf die klimatischen Veränderungen 
reagieren zu können, ihnen aktiv entgegenzuwirken 
und Maßnahmen zur Anpassung zu ergreifen. 

Aufgrund des Klimawandels nehmen Krankheiten 
wie Malaria, Denguefieber und Durchfallerkrankun-
gen zu – dies häufig bei mangelhafter Gesundheits-
versorgung. In vielen Ländern gibt es zu wenige Ärzte 
und Ärztinnen. Krankenhäuser sind nicht erreichbar, 
und wenn sie erreichbar sind, sind sie häufig schlecht 
ausgerüstet. Frauen sind auch von diesen schlechten 
Bedingungen stärker betroffen als Männer: Sie tra-
gen die Verantwortung für die Pflege kranker Fami-
lienmitglieder. Ihre eigene Gesundheit steht oft an 
letzter Stelle in der Familie. Sie haben häufig kein ei-

genes Geld zur Verfügung, müssen aber für Gesund-
heitsversorgung bezahlen. Oft fehlt Frauen die Zeit 
für eine Behandlung im Krankenhaus, weil sie für die 
Ernährung der Familie zuständig sind und auf dem 
Feld arbeiten müssen. 

Auch Katastrophen wie beispielsweise Überschwem-
mungen treffen Frauen stärker: Frauen können oft 
nicht schwimmen; ihre kulturell vorgeschriebene 
Kleidung erschwert es ihnen, sich vor Fluten zu ret-
ten; ihnen ist es häufig nicht erlaubt, ohne männli-
che Begleitung das Haus zu verlassen; Informationen 
oder Warnungen über herannahende Flutwellen, 
Stürme, Starkregen erreichen Frauen meist zuletzt. 
ExpertInnen bestätigen die enge Beziehung zwi-
schen den Mitwirkungsmöglichkeiten der Frauen in 
ihrem täglichen Leben und ihrer Überlebenschance 
bei Katastrophen. 
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Grafik 1: Für den Kakaoanbau geeignete Flächen: 
Elfenbeinküste und Ghana, heute und 2030

Sinkende Niederschlagsmengen sind auch dafür ver-
antwortlich, dass die Wasserverfügbarkeit (sowohl 
Oberflächen- als auch Grundwasser) abnehmen 
wird. Schon heute ist die Trinkwasserversorgung vor 
allem in den größeren Städten Ghanas ein Problem. 
Eine geringere Wasserverfügbarkeit betrifft darüber 
hinaus auch den Energiesektor, denn Ghana bezieht 
derzeit zwei Drittel seiner Energie aus Wasserkraft. 
Wie dramatisch solche Entwicklungen sein können, 
zeigt ein Vergleich zwischen den Jahren 2003 (sehr 
trockenes Jahr) und 2000 (eher feuchtes Jahr): 2003 
konnte lediglich 60 % der Energiemenge von 2000 
erzeugt werden (3,9 Gigawattstunden (GWh) vs. 6,6 
GWh). Entlang der Küstenzonen kommt noch die 
Gefährdung des Trinkwassers durch Versalzung in-
folge des Meeresspiegelanstiegs hinzu.

Quellen: CIAT 2011, UNDP / UNEP 2012.

Quelle: CIAT (2011) (Erstellt von Armando Martínez)

Zum Beispiel Ghana 

In Ghana, ein Partnerland NRWs, zeichnen sich die 
Auswirkungen des Klimawandels bereits ab. In den ver-
gangenen 30 Jahren hat bereits ein lokaler Tempera-
turanstieg von 1°C stattgefunden. Regenfälle werden 
weniger und unbeständiger. Prognosen gehen davon 
aus, dass Dürren und Überflutungen zunehmen wer-
den. 

Dies hat negative Auswirkungen auf die Wirtschaft 
Ghanas, denn die wichtigsten Wirtschaftssektoren des 
Landes, allen voran die Landwirtschaft, sind anfällig 
für Klimaveränderungen. 70 % der Bevölkerung sind 
direkt oder indirekt von Land- und Forstwirtschaft oder 
Fischerei abhängig. Der weitaus größte Teil der ländli-
chen Bevölkerung ist abhängig von regelmäßigen Re-
genfällen zur Bewässerung der Felder, denn weniger 
als 1 % der bewirtschafteten Ackerfläche in Ghana ist 
bewässert. Bis 2050 könnten beispielsweise die Erträge 
aus Mais und anderen Getreidearten um 7 % zurückge-
hen. 

Ein wichtiger wirtschaftlicher Bereich ist der Kakao-
sektor in Ghana. Kakao ist das wichtigste Exportpro-
dukt des Landes. Gemeinsam mit der Elfenbeinküste 
produziert Ghana gegenwärtig über die Hälfte der 
weltweiten Ernte. Die besonderen Eigenschaften der 
Kakaopflanze führen dazu, dass für ihren Anbau nur 
relativ kleine Regionen entlang des Äquators infrage 
kommen: Sie benötigt gute Böden, eine monatliche 
Durchschnittstemperatur zwischen 24 und 28°C, eine 
Luftfeuchtigkeit von 80–90 % und mindestens 1.500 
mm gleichmäßig über das Jahr verteilten Niederschlag.

Aufgrund der Veränderungen bei Temperatur und 
Niederschlägen werden weite Teile der Kakaoanbau-
gebiete Ghanas für den Anbau von Kakao unbrauch-
bar. Der Temperaturanstieg von prognostizierten 2°C 
bis zum Jahr 2030 wird in Ghana, aber auch der Elfen-
beinküste, dazu führen, dass weniger Flächen für den 
Kakaoanbau geeignet sein werden (vgl. CIAT, 2011, s.a. 
Graphik 1). Für die Farmer bedeutet dies, dass sie sich 
auf andere, angepasste Produkte umstellen müssen, 
wie z. B. Cashewnüsse. In anderen Regionen kann zwar 
möglicherweise Kakao weiterhin angebaut werden, 
aber unter schlechteren Bedingungen. Dies erfordert 
entsprechende Anpassungsmaßnahmen. 

> 1  Die Verantwortung NRWs für Klimaschutz und Klimagerechtigkeit
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Neben der Minderung der Emissionen ist die Vorbild-
wirkung, die von einem ernsthaft betriebenen Klima-
schutzplan und Emissionsreduzierung in NRW und 
Deutschland ausgeht, von immenser Bedeutung. Denn 
das Ziel, den Temperaturanstieg auf 2°C zu begren-
zen, ist heute schon nicht mehr zu erreichen, wenn 
nicht auch die Schwellenländer – und perspektivisch 
auch die Entwicklungsländer – Klimaschutzmaßnah-
men umsetzen. Bei der gegenwärtigen Klimapolitik 
ist mit einer Erderwärmung von 3,7 bis 4,8 °C bis zum 
Jahr 2100 zu rechnen. Schwellen- und Entwicklungs-
länder haben wirtschaftlich viel aufzuholen, um das 
Wohlstandsniveau zu erreichen, das Industrieländer 
wie Deutschland haben. Eine Erderwärmung mit unab-
sehbaren Folgen wäre allerdings nicht zu verhindern, 
wenn dieser Aufholprozess mit dem hiesigen Entwick-
lungsmodell und der dazugehörigen Energiestruktur 
vonstattenginge. Daher ist es wichtig, klimafreund- 
liche Technologien sowie Wirtschafts- und Konsum-
muster zu entwickeln und zu implementieren, die auch 
in schnell wachsenden Entwicklungs- und Schwel-
lenländern zur Anwendung kommen. Dazu gehören  
beispielsweise nachhaltige Mobilitätskonzepte. Mobi- 
lität benötigt Raum, Materialeinsatz und Energie.  
Sowohl der damit verbundene Flächenverbrauch,  
wie auch der Ressourcen- und Energieverbrauch, 
vor allem von fossiler Energie, sind nicht nachhaltig 
und haben Auswirkungen auf das Klima und die Le-
bensbedingungen von Menschen in den Ländern des 
Südens. Mobilität ist nachhaltig, wenn die Nutzung 
bestimmter Mobilitäts- bzw. Verkehrsmittel die natür-
lichen Lebensgrundlagen nicht gefährdet und die sozi-
alen und ökonomischen Aspekte mit den ökologischen 
Aspekten sinnvoll bzw. menschenfreundlich und all-
tagstauglich verknüpft werden können. 

Eben diese Bedeutung und Herausforderung stellt auch 
die 2012 verabschiedete „Eine-Welt-Strategie“ des Lan-
des NRW heraus. Armuts- und Hungerproblematik so-
wie Klimawandel und Umweltveränderungen werden 
dort als besondere Herausforderung für die gesamte 
Weltgemeinschaft erkannt und die Verantwortung 
der Industrie- aber auch der Schwellenländer durch 
ihre konsumorientierte Lebens- und Wirtschaftsweise 
hervorgehoben (vgl. MBEM 2012: 12). Entsprechend 
umfasst die Strategie als eines der zentralen Hand-
lungsfelder auch den Klimaschutz. Ziele sind z. B. die 
Forcierung des eigenen Klimaschutzes sowie der Aus-

> 1.3 Klimaschutz made in NRW: Vorbild für Schwellen- und  
 Entwicklungsländer?

bau erneuerbarer Energien als Zeichen solidarischer 
Verantwortung gegenüber der Einen Welt und der 
Ausbau partnerschaftlicher Klimaschutzmaßnahmen. 

Verringerung des Ressourcenverbrauch ist eben-
so wichtig

Neben dem Klimaschutz ist es ebenso wichtig, den Res-
sourcenverbrauch zu reduzieren. Die Verarbeitung 
von Rohstoffen zu hochwertigen Gütern hat am Wirt-
schaftsvolumen in NRW einen großen Anteil. Viele mi-
neralische Rohstoffe (Metalle, seltene Erden, Silizium, 
etc.) werden zumeist in Schwellen- und Entwicklungs-
ländern unter schwierigen ökologischen und sozialen 
Bedingungen abgebaut. Materialeffizienz und Recyc-
ling können schon in der Produktkonzeption angelegt 
werden. Auch hohe Energieeffizienz und lange Lebens-
dauer der Produkte sind gestaltbare Herausforderun-
gen. Ziel einer nachhaltigen Wirtschaft mit geringen 
Auswirkungen auf Klima, Umwelt und die beteiligten 
Menschen muss es sein, zu geschlossenen Stoffkreisläu-
fen zu kommen. 

> 1  Die Verantwortung NRWs für Klimaschutz und Klimagerechtigkeit
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> 2  Das Handlungsfeld Energie: Kohleimporte aus Entwicklungsländern

Das Anliegen der Studie 

Nach den Szenarioberechnungen des Wuppertal Ins-
titutes könnte mit den im Klimaschutzplan festgeleg-
ten Strategien und Maßnahmen das Klimaschutzziel 
der Landesregierung für 2020 voraussichtlich erreicht 
werden, d.h. eine Reduktion der Treibhausgase (THG) 
um 25 % im Vergleich zu 1990 (vgl. Wuppertal Institut 
2013). Bis zum Jahr 2050 kann je nach Szenario eine 
THG-Reduzierung zwischen 57 % bis 80 % erreicht wer-
den. Das Reduktionsziel von 80 % wird allerdings nur 
dann erreicht, wenn bis 2050 der Anteil der erneuerba-
ren Energien 100 % beträgt. 

Die Szenarien wurden einer wissenschaftlichen Ana-
lyse zu den möglichen ökologischen, ökonomischen 
und sozialen Auswirkungen unterzogen (vgl. Prognos 
2014). Die zentralen Ergebnisse dieser Impact-Analyse 
sind: 

l	 Der Klimaschutz wirkt sich überwiegend positiv auf 
die NRW-Wirtschaft aus und führt nicht zu Arbeits-
platzabbau. Insbesondere der Bausektor profitiert 
vom Arbeitsplatzzuwachs, aber auch die Dienst-
leistungsbranchen durch Neuinvestitionen bei der 
Wertschöpfungsentwicklung. 

l	 Auch die Luftschadstoffemissionen werden durch 
den Ausbau von erneuerbaren Energien deutlich 
verringert, mit positiven Effekten für die Umwelt und 
die Gesundheit der Menschen.

In der Impactanalyse fanden die globalen Auswirkun-
gen des Klimaschutzplans nur mittelbar Berücksichti-
gung. Hierzu liefert diese Studie mit entwicklungspoli-
tischen Perspektiven einen Diskussionsbeitrag. 

2 Das Handlungsfeld Energie: Kohleimporte aus 
 Entwicklungsländern

> 2.1 Maßnahmen zur Energieumwandlung im Klimaschutzplan

Entscheidend für den Klimaschutz sind Emissionsmin-
derungen und entsprechende Maßnahmen im Ener-
giesektor, d.h. in den Sektoren „Energieumwandlung“ 
sowie „Produzierendes Gewerbe / Industrie“. In der 
Arbeitsgruppe „Energieumwandlung“ wurden als zen-
trale Handlungsfelder der Ausbau erneuerbarer Ener-
gien (Photovoltaik, Windenergie, Wasserkraft, Geo-
thermie, nachhaltige Biomassenutzung u.a.) sowie die 
Steigerung der Effizienz von Kraft-Wärme-Kopplung 
(KWK) und der Ausbau der KWK-Nutzung identifiziert 
und entsprechende Strategien ausgearbeitet.

Darüber hinaus wurden auch Strategien im Bereich 
„Kraftwerksstrategie“ entwickelt. Hier geht es unter 
anderem um eine Modernisierung von bestehenden 
Kraftwerken (Retrofitstrategie), um den Wirkungsgrad 
und die Lebensdauer der Kraftwerke zu erhöhen oder 
den Ersatz von Altanlagen durch neue Kraftwerke mit 
den Ersatz von Altanlagen durch neue Kraftwerke mit 
höherem Wirkungsgrad. Aber auch der Einsatz von 
erneuerbaren Energien in Kraftwerken (z.B. Biomasse, 

Erneuerbare Energien als eines der zentralen Handlungs-
felder, Foto: Windwärts Energie GmbH / Photographer: 
Mark Mühlhaus/attenzione



9
Entwicklungspolitische Perspektiven zum Klimaschutz in NRW

Wasserstoff oder Methan), der Wechsel zu kohlenstoff-
ärmeren Energieträgern wie Erdgas sowie die Abschei-
dung und Speicherung (Carbon Capture and Storage, 
CCS) bzw. Nutzung von Kohlenstoff (Carbon Capture 
and Usage, CCU) wurden als Strategien diskutiert. 

Es zeigt sich, dass mit den in den Arbeitsgruppen vor-
geschlagenen Maßnahmen zu diesen Strategien hohe 
Minderungsziele erreicht werden, diese aber nicht aus-
reichen, um langfristig die notwendigen Emissionsmin-
derungen zu erreichen. Darüber hinaus stehen einige 
Maßnahmen im Widerspruch zu den beiden Szenarien, 
die jeweils von einem Anteil der erneuerbaren Ener-
gien von 100 % bis 2050 ausgehen (Szenario B2 und C2). 

Folgende Maßnahmen, die ein Zurückdrängen der 
Kohle zur Folge hätten, waren in der Arbeitsgruppe 
„Energieumwandlung“ nicht konsensfähig: 

l	 landesplanerische Vorgaben für Kraftwerksstandor-
te (Ausschluss von Stein- und Braunkohle als Primär-
energieträger in durch Luftschadstoffe belasteten 
Ballungszentren), 

l	 die Initiative auf Bundesebene für die Einführung 
von Mindestwirkungsgraden von Kraftwerken,

l	 die Initiative auf Bundesebene für ein Kohleaus-
stiegsgesetz (Verbot des Neubaus von kommerziel-
len Großkraftwerken mit einem hohen spezifischen 
CO2-Ausstoß, Befristung der Regellaufzeit bestehen-
der bzw. in Bau befindlicher Kohlekraftwerke). 

Insgesamt zeigt sich, dass neben dem Ausbau der er-
neuerbaren Energien im Klimaschutzplan an Kohle als 
wichtigem Energieträger und mittelfristiger Brücken-
technologie festgehalten wird.

> 2  Das Handlungsfeld Energie: Kohleimporte aus Entwicklungsländern

> 2.2 Kohlenutzung in NRW

Mit rund 73 % entfielen in NRW im Jahr 2011 fast drei 
Viertel der Stromerzeugung auf die klimaschädlich-
sten Energieträger Braun- und Steinkohle. Nur etwa 7 % 
wurden aus regenerativen Quellen bereitgestellt (vgl. 
MKULNV, 2012: 3). Der konsequente Rückgang der 
Kohlenutzung wäre nicht nur für die Emissionsreduk-
tion bedeutsam, auch entwicklungspolitische Gesichts-
punkte sprechen dafür. Bei der Steinkohle versorgte 
sich NRW im Jahr 2010 noch zu knapp 41 % aus eigenen 
Ressourcen, 59 % der Steinkohle wurden importiert 
(vgl. Prognos 2014: 117). Die wichtigsten Herkunftslän-
der sind Russland, Kolumbien und die USA. Daneben 
wird Kohle aus Polen und Südafrika importiert. Durch 

3  STEAG MAGAZIN, April 2014, S. 16 http://www.steag.com/fileadmin/ftp_ 
 upload/steag_aktuell/04-2014/files/assets/basic-html/page16.html.

das Auslaufen der Steinkohleförderung zum Jahr 2018 
wird der Importanteil in wenigen Jahren bei 100 % lie-
gen. Diese Importe haben z.T. verheerende soziale und 
ökologische Auswirkungen in den Herkunftsländern. 
Um Klimaziele zu erreichen und Klimafolgeschäden 
vor allem in den Ländern des Südens aber auch in NRW 
zu verringern, ist ein Einstieg in den gestuften Ausstieg 
aus der Kohleverstromung nötig.  

Kohlekraftwerke in NRW

Viele Steinkohlekraftwerke der großen Energieversorger be-
finden sich in NRW. 

RWE betreibt neben seinen Braunkohlekraftwerken vier 
Steinkohlekraftwerke in Deutschland, alle in NRW. Insge-
samt gibt der Konzern 6.662 Megawatt (MW) Kraftwerkska-
pazitäten auf der Basis von Steinkohle an, zu einem großen 
Teil auch von Anlagen, die dem Konzern zwar nicht gehören, 
aber über deren Stromabnahme langfristige Vereinbarun-
gen bestehen. Im Jahr 2013 bezogen die Erzeugungsgesell-
schaften von RWE insgesamt 15,1 Mio. Tonnen Steinkohle-
einheiten. RWE gibt an, seine Steinkohle größtenteils aus 
Kolumbien, den USA und Russland zu beziehen (vgl. RWE 
2014). 

E.ON gibt in seinem Jahresbericht 2013 Steinkohle-Erzeu-
gungskapazitäten in Deutschland von 5.279 MW an. Dazu 
gehören sieben Steinkohlekraftwerke in NRW. Im Jahr 2013 
waren die Hauptlieferländer für die bundesweiten Steinkoh-
leimporte von E.ON Kolumbien (6 Megatonnen), Russland 
(5,6 Megatonnen), die USA (4,1 Megatonnen) und Südafrika 
(1,9 Megatonnen) (vgl. E.ON 2014).

STEAG ist Deutschlands fünftgrößter Stromerzeuger. Das Un-
ternehmen betreibt acht Steinkohlekraftwerke an sechs Stand-
orten in NRW. Gemeinsam mit einem weiteren Kraftwerk im 
Saarland verfügen die Kraftwerke laut STEAG über eine ins-
tallierte Leistung von rund 7.000 MW (vgl. STEAG 2014a). Die 
STEAG bezieht Kohle aus Kolumbien (fast 30 %), Südafrika, 
USA, Polen und Russland.3 Das Unternehmen gehört seit 2014 
zu 100 % sieben Stadtwerken aus dem Ruhrgebiet (Duisburg, 
Dortmund mit zwei Gesellschaften, Bochum, Essen, Oberhau-
sen, Dinslaken).
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Da die einfach erreichbaren Kohleflöze in Deutschland 
längst abgebaut sind, „ist der deutsche Steinkohle-
bergbau insbesondere aufgrund der hiesigen geolo-
gischen Abbaubedingungen nicht wettbewerbsfähig“ 
(BMF 2013: 28) und wird entsprechend hoch subventi-
oniert. Die Steinkohlehilfen werden vornehmlich vom 
Bund und teilweise vom Land NRW getragen (ab 2015 
nur noch vom Bund). Diese Subventionen werden 2018 
auslaufen und dann werden auch die letzten Steinkoh-
lezechen schließen. Laut Verein der Kohlenimporteure 
(VDKI) wurden 2013 86 % der in Deutschland genutzten 
Steinkohle aus dem Ausland importiert. Deutschland 
importierte seine Steinkohle überwiegend aus fünf 
Ländern: Russland (rund 25 %), USA (rund 23 %), Kolum-
bien (rund 19 %), Polen (rund 8 %) und Südafrika (rund  
5 %) (vgl. VDKI 2014). 

Der Abbau dieser Kohle hat dramatische ökologische 
und soziale Auswirkungen in den Förderländern. In 
der Studie „Bitter Coal – Ein Dossier über Deutschlands 
Steinkohleimporte“ (Ganswindt et al. 2013) haben die 
Umwelt- und Menschenrechtsorganisationen urge-
wald und FIAN diese Auswirkungen genauer beleuch-
tet. Obgleich auch für die großen Bezugsländer Russ-
land und USA dramatische ökologische und soziale 
Probleme dokumentiert sind, soll im Folgenden vor 
allem auf die Probleme in Kolumbien und Südafrika 
verwiesen werden.

Herkunftsland Kolumbien

Kolumbien hat sich in den letzten Jahren zum fünft-
größten Kohleexporteur der Welt entwickelt. Deutsch-
land spielt bei dieser Entwicklung als bedeutender 
Abnehmer der kolumbianischen Kohle eine wichtige 

Rolle. Es kaufte im Jahr 2013 10 Mio. Tonnen Kohle 
aus Kolumbien (vgl. VDKI 2014). Der exportorientierte 
Kohlebergbau in Kolumbien wird von nur wenigen Fir-
men kontrolliert. Die drei größten Produzenten Cerre-
jón, Drummond und Prodeco sind für 87 % der Kohleex-
porte verantwortlich. Diese drei verfügen über jeweils 
eigene Verladehäfen. 

Während in den anderen Lieferländern einheimische 
Konzerne zumindest teilweise eine wichtige Rolle spie-
len, wird der kolumbianische Kohlesektor von wenigen 
internationalen Konzernen kontrolliert. Die Anteilseig-
ner von Cerrejón sind z. B. zu gleichen Anteilen Anglo 
American (Großbritannien / Südafrika), BHP Billiton 
(Australien / Großbritannien) und Xstrata (Schweiz). 
Die kolumbianische Regierung hat den Bergbau zur 
„Entwicklungslokomotive“ des Landes erklärt. Doch 
die unkontrollierte Konzessionsvergabe und die halb-
herzige Aufsicht durch überforderte staatliche Insti-
tutionen haben die Kohleabbauregionen an den Rand 
des Kollapses gebracht. Gleichzeitig ist von der erhoff-
ten Entwicklung wenig zu sehen. Die Gebiete, in denen 
zum Teil seit 30 Jahren Kohle gefördert und exportiert 
wird, gehören unverändert zu den Armenhäusern des 
Landes (UNDP 2011, UNDP 2012). Während die Milli-
ardengewinne ins Ausland fließen, bleiben für viele 
Menschen vor Ort Mondlandschaften, ausgetrocknete 
Flüsse und zerstörte Lebensgrundlagen zurück.

Kolumbiens wichtigster Kohleproduzent ist das Un-
ternehmen Cerrejón. Mit 69.000 Hektar ist die Mine 
annähernd so groß wie der Stadtstaat Hamburg. Sie 
produziert mehr als die Hälfte der Wirtschaftsleistung 
der Heimatprovinz und rund 1 % des kolumbianischen 
Bruttoinlandsproduktes. Cerrejón gibt 14.000 Men-
schen Arbeit. Doch viele Menschen in der Region pro-
fitieren nicht vom Kohleabbau, sondern haben ihre 
Lebensgrundlage verloren. Im Verlauf der letzten 30 
Jahre mussten zahlreiche Gemeinden der afrokolumbi-
anischen und indigenen Gemeinschaften der Mine wei-
chen, ohne angemessen umgesiedelt und entschädigt 
zu werden. Am schlimmsten traf es die Bewohner der 
Gemeinde Tabaco. Sie wurden im Jahr 2001 gewaltsam 
vertrieben. Heute liegt der alte Ortskern unter einer 
Abraumhalde begraben, während die ehemaligen Be-
wohner noch immer darauf warten, dass die Gemeinde 
an einem anderen Ort ein neues Zuhause erhält. 

Die verbliebenen Anwohner leiden unter schweren ge-
sundheitlichen Problemen aufgrund der hohen Belas-

> 2.3 Steinkohle – Die Folgen des Abbaus in Entwicklungsländern4 

Verladehafen des Steinkohleproduzenten Cerrejón, 
Foto: Santiago la Rotta/Flickr.com

> 2  Das Handlungsfeld Energie: Kohleimporte aus Entwicklungsländern

4  Viele Ausführungen in diesem Kapitel vor allem zu den sozialen Auswir- 
 kungen beziehen sich auf die Studie „Bitter Coal“ von urgewald und FIAN  
 (vgl. Ganswindt et al. 2013).
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tung durch Flugasche und Methan. Durch den Bergbau 
ist der Boden in der Region so verseucht, dass Bauern 
kaum die fürs Überleben notwendigen Pflanzen an-
bauen können. Auch sind die Wasservorräte verseucht 
und ungenießbar.

Dem zweitwichtigsten Kohleproduzent Kolumbiens, 
Drummond, wird vorgeworfen, jahrelang eine para-
militärische Einheit finanziert zu haben, die nicht nur 
Mine und Bahnlinie von Drummond schützte, sondern 
gleichzeitig Hunderte Morde beging und Tausende 
Menschen vertrieb. Nach einer Studie von PAX haben 
zwischen 1996 und 2006 Paramilitärs in Cesar, der 
Hauptabbauregion von Drummond, insgesamt 3.100 
Personen ermordet und 55.000 Bauern von ihrem Land 
vertrieben (vgl. Moor / Sandt 2014). Laut der Studie 
profitiert Drummond bis heute von der Kooperation 
mit den Paramilitärs. Auf Teilen des geraubten Landes 
werde heute Kohle gefördert. Die Morde und Morddro-
hungen hätten den Kampf der Gewerkschaften für bes-
sere Arbeitsbedingungen geschwächt und die Gewalt 
habe fast alle kritischen Stimmen aus der Gesellschaft 
zum Schweigen gebracht. Nach Aussagen ehemaliger 
paramilitärischer Kommandanten halfen die Minenbe-
treiber Glencore und Drummond seit 1996, eine militä-
rische Einheit aufzubauen, die zunächst 40 bis 60 Män-
ner umfasste und die bis 2006 auf 600 Männer anwuchs 
(vgl. Moor / Sandt 2014). 

Herkunftsland Südafrika

Südafrika war im Jahr 2005 Deutschlands wichtigster 
Kohlelieferant. Seitdem hat der Anteil südafrikanischer 
Kohle an den deutschen Importen kontinuierlich abge-
nommen. Südafrika verkauft inzwischen einen großen 
Teil seiner Kohle nach Asien. Trotz des Rückgangs steht 
Südafrika immer noch an Platz fünf der wichtigsten 
Kohlelieferanten Deutschlands, mit 2,5 Mio. Tonnen im 
Jahr 2013. Im Jahr 2013 wurden in Südafrika 245 Mio. 
Tonnen Steinkohle gefördert, von denen 73 Mio. Ton-
nen in den Export gingen (VDKI 2014).

In Südafrika ist Wasser ein kostbares Gut und es wird in 
Zukunft noch knapper, auch infolge des Klimawandels. 
Für das Jahr 2030 rechnen Experten mit einer Versor-
gungslücke von 17 % (vgl. Konrad Adenauer Stiftung 
2012). Wasser ist gegenwärtig der wichtigste limitie-
rende Faktor für die Entwicklung des Landes. Bereits 
heute sprengt der hohe Wasserverbrauch der Kohle-
minen die knappen Wasserkapazitäten und steht in di-
rekter Konkurrenz zur Nahrungsmittelsicherheit und 
Trinkwasserversorgung der Bevölkerung. Hinzu kom-
men die hohe Belastung von Flüssen und Seen und das 
Vergiften von Grundwasser mit Sulfat, Schwefelsäure 
und Schwermetallen durch die sauren Grubenwässer. 

Diese gefährdet die Trinkwasserversorgung der Bevöl-
kerung und die Wasserversorgung der Landwirtschaft, 
denn die Belastung bleibt oft noch Jahrzehnte nach der 
Auskohlung bestehen (Mc Carthy / Pretorius 2009). 

Auch für die vielen Bergarbeiter ist der Kohleabbau 
alles andere als ein Segen. So kommt es wegen der un-
säglichen Arbeitsbedingungen, Hungerlöhnen und 
mangelnden Sicherheitsvorkehrungen immer wieder 
zu Streikwellen der Bergarbeiter - auch in den Kohlemi-
nen. Bei einem Streik von 900 Arbeitern der Magdalena 
Kohlemine in KwaZulu-Natal wurden im Oktober 2012 
zwei Streikende erschossen (vgl. The Globe and Mail 
2012). Auch im März 2013 kam es zu gewaltsamen Aus-
einandersetzungen zwischen Polizei und Bergarbei-
tern als eine Mine von Shanduka Coal, an der Glencore 
beteiligt ist, bestreikt wurde (vgl. Reuters 2013).

Kohleabbau in der Provinz Mpumalanga

Das wichtigste Kohlerevier Südafrikas liegt in der 
Provinz Mpumalanga. Die Provinz im Nordosten 
Südafrikas ist mit NRW seit 1995 in einer Länder-
partnerschaft verbunden. Neben dem schwarzen 
Gold findet sich hier aber auch die größte Reser-
ve vom kostbarsten Schatz des Landes: Wasser. 
Ausgerechnet hier ist die Wasserverschmutzung 
durch den jahrzehntelangen Kohleabbau beson-
ders verheerend. Die Bedrohung der einmaligen 
Mpumalanga Seenlandschaft erfüllt nicht nur Um-
weltschützerInnen, sondern auch die FarmerIn-
nen mit Sorge: Das Grundwasser ist durch saures 
Grubenwasser teilweise so stark verunreinigt, dass 
es nicht einmal mehr zur Bewässerung der Felder 
genutzt werden kann (Mc Carthy / Pretorius 2009).

Der direkte Einfluss des Kohlebergbaus geht weit 
über die Region hinaus, denn das Grubenwasser 
vergiftet auch bedeutende Trinkwasserquellen: 
Die zentralen Reservoirs Middleburg und Wit-
bank übersteigen bereits die Grenzwerte für Sulfat 
und gelöste Feststoffpartikel. Der für die Wasser-
versorgung wichtige Fluss Vaal droht ebenfalls 
durch neu vergebene Konzessionen verseucht zu 
werden. Dies würde nicht nur die Seenlandschaft 
schwer beeinträchtigen, sondern auch die Trink-
wasserversorgung von Johannesburg gefährden 
(vgl. Greenpeace 2012).

> 2  Das Handlungsfeld Energie: Kohleimporte aus Entwicklungsländern
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Technische Verfahren wie CCS oder CCU würden die 
hohen ökologischen und sozialen Kosten des Kohleab-
baus in Entwicklungsländern festigen. CCU kann aber 
in NRW weiterentwickelt und erprobt werden, um die 
nicht zu vermeidenden Prozessemissionen in einigen 
industriellen Produktionsbereichen (z.B. Zementpro-
duktion) abzufangen.

NRW muss auf eine Neugestaltung des EU-Emissionshan-
dels drängen, damit der Preis für CO2 steigt und ein ent-
sprechendes Preissignal an die Energieerzeuger geht. 

Eine weitere Maßnahme ist es, in NRW eine breite Bil-
dungs- und Öffentlichkeitsarbeit über die wahren Kos-
ten der Stromerzeugung durchzuführen. So ist Kohle 
zwar am Markt einer der billigsten Energieträger. Die 
ökologischen und sozialen Kosten (z. B. des Klimawan-
dels, des Kohleabbaus in Kolumbien oder Südafrika; 
die Staub- und Quecksilberemissionen in NRW) sind 
in diesem Preis jedoch nicht enthalten. So ist Aufklä-
rung notwendig über die gesamtgesellschaftlichen 
Kosten bestimmter Energieträger – wie Subventionen, 
Umwelt- und Gesundheitskosten und Kosten des Kli-
mawandels. Dies sollte Bestandteil der formellen als 
auch informellen Bildung werden und sich in einer In-
tegration von Bildung für nachhaltige Entwicklung in 
Rahmenlehrpläne der schulischen und beruflichen Bil-
dung sowie in allen Aus- und Weiterbildungsgängen 
niederschlagen. 

> 2.4 Empfehlungen im Handlungsfeld Kohle

Kohle als klimaschädlichste 
Form der Energieerzeugung, hier 

im Tagebau Garzweiler in NRW, 
Foto: Paul/Flickr.com

Aufgrund des hohen Anteils der Kohle bei der Ener-
gieerzeugung in NRW kommt dem Land in vielerlei 
Hinsicht eine besondere Verantwortung zu. Der Klima-
schutzplan NRW sollte daher u.a. stärker auf die Tatsa-
che eingehen, dass Kohle die klimaschädlichste Form 
der Energieerzeugung ist und dass ihr hoher Anteil in 
NRW konsequent gesenkt werden muss. Hier gilt es so-
wohl im Sinne eines ambitionierten Klimaschutzes als 
auch aufgrund der Folgen des Kohleabbaus in Entwick-
lungsländern dem Ausbau erneuerbarer Energien, bes. 
Wind und Sonne, Priorität zu geben, ein hohes Ausbau-
ziel zu verfolgen und die Nutzung von Kohle entspre-
chend zu reduzieren. 

Dafür bedarf es in NRW einer Neuausrichtung des 
Kraftwerksparks, eines „Kohlekonsens“, d.h. eines 
gestuften Ausstiegsplans aus der Kohleverstromung 
und verstärkter Investitionen in erneuerbare Energi-
en, Speicher und Netze. Die im Klimaschutzplan vor-
geschlagene Retrofitstrategie von Kohlekraftwerken  
(20 Jahre Laufzeitverlängerung) stehen dem entgegen. 
Ein Ausbau der erneuerbaren Energien stellt hohe An-
forderungen an die Flexibilität der konventionellen 
Stromerzeugung. Diese muss sich den Schwankungen 
der angebotsabhängigen Erzeugung aus Wind und 
Sonne anpassen. Zurzeit bestehen Überkapazitäten an 
unflexibler Leistung z. B. durch Kohlekraftwerke. Die-
ses Überangebot muss abgebaut werden zugunsten 
flexiblerer, klimafreundlicher Gaskraftwerke und für 
erneuerbare Energien.

> 2  Das Handlungsfeld Energie: Kohleimporte aus Entwicklungsländern
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3 Bioenergie: An der Schnittstelle zwischen 
 Landwirtschaft und Energie 

> 3.1 Biomasse im Klimaschutzplan NRW

Die Szenarioberechnungen haben gezeigt, dass das 
langfristige Emissionsminderungsziel, das von der Lan-
desregierung angestrebt wird (80 % bis 2050), nur dann 
zu erreichen sein wird, wenn größere Anstrengungen 
bezüglich des Ausbaupfades der Erneuerbaren Ener-
gien unternommen werden. Der Ausbaupfad setzt da-
bei vor allem auf Wind- und Sonnenenergie. Biomasse 
stellt vor allem bei der Verstromung eine relativ kons-
tante Größe dar. Im Bereich Wohnen spielen sowohl 
biogene Festbrennstoffe als auch Biogas als erneuerba-
re Energieträger eine wichtige Rolle. 

Dennoch wird mit einem wachsenden Anteil von Bio-
masse an der Energieerzeugung gerechnet. In den Ba-
sisszenarien verdoppelt sich in NRW der Einsatz von 
Biomasse bis 2050 im Vergleich zu 2010, von 51 Peta-
joule (PJ) auf 112 PJ – und das bei abnehmendem Ener-
gieverbrauch. Der Anteil der Bioenergie liegt im Jahr 
2050 demnach bei ca. 5-6 % des gesamten Endenergie-
verbrauchs (derzeit: 2 %) (Prognos 2014: 34).

Mit den im Klimaschutzplan vorgeschlagenen Maß-
nahmen könnte dieser Anstieg noch stärker ausfallen. 
In den Handlungsfeldern „Erneuerbare Energien und 
Kraftwerkstrategien“ der AG „Energieumwandlung“ 

im Klimaschutzplan zielen verschiedene Strategien 
auf den verstärkten Einsatz von Biomasse in Großkraft-
werken ab, z. B. den Einsatz biogener Abfälle als Zusatz-
brennstoff in fossilen Kraftwerken. Hierdurch sollen 
Potenziale vor allem bei der Reststoffnutzung aus der 
Forst- und Landwirtschaft, der Industrie und Abfall-
wirtschaft stärker ausgeschöpft werden. Einzelne Maß-
nahmen des Klimaschutzplans zielen auf die weitere 
Förderung der Energiegewinnung aus Biomasse ab, 
z. B. soll ein Biomasseerlass Planungs- und Entschei-
dungsverfahren vereinfachen und die Effizienz von 
Biogasanlagen und Mini-Biomasse-Kraftwerken unter 
Verwendung biogener Reststoffe soll gesteigert wer-
den. 

Der Einsatz von Biokraftstoffen ist über EU-Gesetze und 
Vorgaben geregelt und entsprechend in deutschen Ge-
setzen verankert. Im Handlungsfeld Fahrzeugtechnik 
und Kraftstoffe der AG „Verkehr“ besteht eine Strate-
gie darin, die alternativen Kraftstoffe durch entspre-
chende Umstellung der Fahrzeugflotte zu fördern. Eine 
Maßnahme zielt darauf ab, dass Biokraftstoffe der 2. 
Generation (unter Verwendung der gesamten Pflanze 
statt nur der Pflanzenfrucht) bis zur Marktreife geför-
dert werden. 

> 3.2 Nutzung und Ausbaupotenziale der Biomasse

So wie der Anteil der erneuerbaren Energien an der 
Energieversorgung insgesamt in den vergangenen Jah-
ren gestiegen ist, hat auch die Energiebereitstellung 
aus Biomasse zugenommen (vgl. Grafik 2). In der Wär-
meerzeugung haben biogene Brennstoffe innerhalb 
der erneuerbaren Energien den mit Abstand größten 
Anteil. Mit dem Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) der 
Bundesregierung hat Biomasse aber auch in der Strom-
erzeugung deutlich an Bedeutung gewonnen. Bei den 
Kraftstoffen decken die biogenen Brennstoffe bisher 
fast vollständig den Anteil erneuerbarer Energien.
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Grafik 2: Energiebereitstellung aus Biomasse in den ver-
schiedenen Sektoren in Deutschland (in GWh) (1995-2012)

Quelle: eigene Darstellung nach BMUB 2013
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Insgesamt stammen 75 % der erneuerbaren Energie-
erzeugung in NRW aus Biomasse. In NRW wurden im 
Jahr 2013 aus Biomasse ca. 15 Terawattstunden (TWh) 
Nutzwärme (davon 10,9 TWh aus NRW Biomasse) und 
ca. 5 TWh Strom (davon 4,7 TWh aus NRW Biomasse) 
produziert (LANUV 2014: 200). Ende 2013 wurde etwa 
3 % des gesamten Strombedarfs von NRW über Bio-
energie (Biomasse, Deponiegas und Klärgas) gedeckt. 
Sie ist damit hinter der Windkraft die zweitwichtigste 
erneuerbare Stromquelle in NRW. Der größte Anteil 
an biogenem Strom wird dabei durch die Verstro-
mung von Biogas gewonnen. 

Die Anbaufläche für nachwachsende Rohstoffe und 
Energiepflanzen in NRW und Deutschland ist entspre-
chend der wachsenden Nachfrage gestiegen. Zwischen 
2006 und 2012 hat sich diese Fläche in Deutschland 
von 1,6 Mio. Hektar auf 2,5 Mio. Hektar erhöht. Dies ist 
vor allem auf den Anbau von Energiepflanzen zurück-
zuführen, der 18 % des Ackerlandes belegt (vgl. BMELV 
2013, Tab. 85, 91). In NRW werden auf etwa 125.000 
Hektar (12 % der Ackerfläche) Energiepflanzen ange-
baut, davon 60.000 Hektar Energiemais (vgl. MKULNV 
2014).

Die Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe e.V. (FNR) 
sieht Steigerungspotenziale bei der Bioenergie vor al-
lem durch eine weiter erhöhte Flächenproduktivität, 
sowie durch technologische Fortschritte, die beispiels-
weise die Verwertung ganzer Pflanzen und die Verwer-
tung von Restprodukten aus der Landwirtschaft sowie 
biogener Abfälle verbessert. Trotz dieser Steigerung 
des Einsatzes heimischer Biomasse geht auch der Bio-
masseaktionsplan der Bundesregierung  davon aus, 
dass Biomasse-Importe an Bedeutung gewinnen wer-
den (vgl. BMELV / BMU 2009).

Die NRW-Bioenergiepotenzialstudie sieht unter Be-
rücksichtigung strenger Nachhaltigkeitskriterien (Na-
turschutz, strenge Stickstoffgrenzen) nur begrenzte Po-
tenziale der Bioenergie für die Energiewende in NRW: 
etwa 23,5 TWh Wärme und 8,4 TWh Strom pro Jahr 
(LANUV 2014: 207). Dafür soll die Effizienz bestehen-
der Anlagen gesteigert werden, die Kaskadennutzung 
gefördert und mehr Wirtschaftsdünger energetisch 
genutzt werden. 

Einen besonders großen negativen Effekt für das Kli-
ma können Landnutzungsänderungen haben. Dies 
gilt z.B. für Waldrodungen. Denn in Wäldern ist im 
Boden viel CO2 gespeichert, besonders in Sumpfwäl-
dern und Moorgebieten. Werden Waldbestände ge-
rodet oder Feuchtgebiete trocken gelegt, um neue 
Anbauflächen zu schaffen, wird sogar deutlich mehr 
CO2 freigesetzt, als über die Nutzung von Agrotreib-
stoffen über Jahrzehnte eingespart werden kann. 
Wenn Regenwald für die Gewinnung von Palmöl 
gerodet wird, hat die Verbrennung von Biodiesel 
aus Palmöl erst nach knapp 90 Jahren positive Aus-
wirkungen auf die CO2-Bilanz. Bei Torfregenwäldern 
würde es sogar mehr als 400 Jahre dauern. Über 300 
Jahre dauert es, bis die Öko-Bilanz positiv ist, wenn 
in Brasilien Regenwald für den Anbau von Soja zur 

Biomasse-Blockheizkraftwerk (BHKW) der Goldene Mühle 
Energie GmbH und der MEC Münsterland Energy Contracting 
GmbH in Ladbergen, Foto: Energieagentur.NRW/Flickr.com

> 3.3  Agroenergie und Klimaschutz 

Theoretisch ist die Nutzung von Biomasse zur Energie-
gewinnung CO2-neutral, denn es wird beim Verbren-
nen nur so viel CO2 frei gegeben, wie die Pflanze wäh-
rend ihres Wachstums gebunden hat. Einige Faktoren 
für eine korrekte CO2-Bilanz bleiben dabei allerdings 
unberücksichtigt. So werden beim Anbau von Biomas-
se Nährstoffe durch Düngung beigefügt, was zu stick-
stoffbasierten Treibhausgasemissionen führt. Diese 
haben vielfach sogar eine viel stärkere Klimawirkung 
als CO2. Will man den CO2-Ausstoß der gesasmten Ver-
arbeitungskette einbeziehen, kommen auch die Emis-
sionen aus Ernte, Verarbeitung und Transport hinzu. 
Schließlich hängt der Beitrag zum Klimaschutz auch 
von der Ausgangspflanze der Energiegewinnung ab. 
So ist für die Gewinnung von Ethanol Zuckerrohr effi-
zienter als Mais. Eine noch schlechtere Bilanz hat Raps 
zur Herstellung von Biodiesel.

> 3  Bioenergie: An der Schnittstelle zwischen Landwirtschaft und Energie
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und zu berichten, sie aber vorerst nicht in die Berech-
nungen einzubeziehen. 

Als Reaktion auf die Problematik der Agrokraftstoffe 
möchte die EU den Anteil von Kraftstoffen der ersten 
Generation auf 5 % der im Verkehrssektor verwende-
ten Kraftstoffe bis zum Jahr 2020 deckeln (vgl. Euro-
päische Kommission 2012). Dieser Wert war einigen 
Mitgliedsstaaten aber zu niedrig, so dass man sich im 
Mai 2014 auf eine Deckelung von 7 % einigte.5 

Des Weiteren existieren sowohl auf EU-Ebene als auch 
in der nationalen Gesetzgebung Nachhaltigkeitskrite-
rien für die energetisch zu nutzende Biomasse, auch 
für Importe. Seit 2012 werden dabei auch verbindli-
che und stufenweise ansteigende Vorgaben für die 
Treibhausgasminderung gegenüber fossilen Brenn-
stoffen gemacht. Diese betragen zunächst 35 % und 
steigen bis 2018 auf 60 % an. Wie kritisch diese Kriteri-
en zu bewerten sind, zeigt allein die Frage der Anrech-
nung von Emissionen aufgrund von Landnutzungs-
änderungen. Diese werden z.B. nicht berücksichtigt, 
wenn die Plantagen seit 2008 bestehen. Wurde für 
eine Plantage, die vor 2008 errichtet wurde, Wald 
gerodet oder Moorland trocken gelegt, so fließen die 
hierdurch entstandenen CO2-Emissionen nicht in die 
Berechnung mit ein, obgleich die Klimabilanz in die-
sem Fall sogar über viele Jahrzehnte oder gar mehrere 
Jahrhunderte hinweg negativ sein kann (vgl. Hütz-
Adams / Voge 2014). 

Spritgewinnung gerodet wird (vgl. CIFOR 2009). In 
den vergangenen 20 Jahren sind solche klimaschädli-
chen Landnutzungsänderungen und Waldrodungen 
überwiegend in (Südost-) Asien und im Amazonas-
becken vorgekommen (verschiedene Quellen, zitiert 
nach WBGU, 2008: 51). Entsprechend hoch sind die 
Emissionen dieser Länder, wenn Landnutzungsände-
rungen einbezogen werden. So liegt Indonesien nach 
China und den USA an der dritten Stelle der größten 
Treibhausgasemittenten in der Welt.

Ähnliche Effekte treten auch ein, wenn der Anbau von 
Biomasse auf Flächen stattfindet, die zuvor als Acker-
flächen genutzt wurden. Denn dann wird die bisheri-
ge Nutzung (z. B. Reiskulturen) verdrängt. Sie weicht 
auf andere Flächen aus, die zuvor möglicherweise un-
genutzt waren. Eine Landnutzungsänderung findet 
somit dennoch statt. Diese indirekten Landnutzungs-
änderungen (indirect Land use Change - iLUC) sind 
nur schwer zu erfassen und einzelnen Anbauproduk-
ten konkret zuzuordnen. Sie verschlechtern die Klima-
bilanz aber ebenso, weil sie auch zur Rodung von Wäl-
dern oder Umbruch von Grasland führen. 

Insgesamt muss davon ausgegangen werden, dass der 
Druck auf die bestehende landwirtschaftliche Nutz-
fläche durch zahlreiche andere Faktoren wie Bevöl-
kerungswachstum, Bodendegradierung, Folgen des 
Klimawandels und sich verändernde Konsummuster 
ohnehin groß ist und weiter zunehmen wird. Die ver-
mehrte Nachfrage nach Agroenergie erhöht diesen 
Druck zusätzlich und begünstigt indirekte Landnut-
zungsänderungen. 

International anerkannte und standardisierte Berech-
nungsmethoden für die Klimawirkung indirekter 
Landnutzungsänderungen gibt es nicht. Dies macht 
es schwierig, sie in politische Entscheidungsprozesse 
zum Klimaschutz einzubeziehen. Ein Vorschlag der 
EU-Kommission sieht vor, iLUC-Faktoren auszuwerten 

Gerodeter Wald zur Gewin-
nung von Palmöl, Foto: Iddy 
Farmer for Center for Inter-
national Forestry Research 
(CIFOR).

> 3.4  Biomasseimporte und ihre Folgen für Entwicklungsländer  

Bereits heute wird Biomasse zur Energiegewinnung 
nach Deutschland und NRW importiert. Im Jahr 2010 
wurden 7 % des deutschen Primärenergieverbrauchs 
durch Biomasse und landwirtschaftliche Abfälle ge-
deckt. Ohne Biomasseimporte wären es weniger als  
3 % gewesen (vgl. Leopoldina 2012: 7). Wie Deutsch-
land sind auch die meisten anderen Länder der EU-25 
auf Netto-Importe von Biomasse angewiesen. Durch 
diese Importe beanspruchen die Länder Pflanzen-

wachstum außerhalb ihrer Grenzen in einem Ausmaß 
von etwa 30 % der heimischen Nettoprimärprodukti-
on. Die meisten Netto-Importe stehen jedoch im Zu-
sammenhang mit der Nutztierfütterung (s. Kapitel 4). 
Die Biomasseimporte sind besonders umstritten, 

5  Vgl. hierzu http://www.eu-koordination.de/umweltnews/news/verkehr/2693- 
 erster-kompromiss-zur-reform-der-biokraftstoffrichtlinie (letzter Zugriff:  
 09.10.2014).
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prognostiziert wird. Auch in Asien sorgt die stetig stei-
gende Nachfrage nach Nahrungsmitteln für immer 
höhere Bedarfe, die auch aus dem Ausland gedeckt 
werden müssen. Potenziale für den Anbau von Bio-
energie sind daher vor allem in diesen Regionen rück-
läufig (vgl. Zeddies et al. 2012). 

Darüber hinaus bedeuten Exportsteigerungen eines 
Landes nicht zwangsläufig die Reduzierung der Ar-
mut. Um die Armut auf dem Land nachhaltig zu be-
kämpfen, muss auch die Landverteilung gerechter 
gestaltet werden. Auch der Zugang zu anderen In-
putfaktoren wie Kapital, Dünger u.a. Betriebsmitteln 
sowie Wissen und Vermarktungsmöglichkeiten sind 
von großer Bedeutung. Wenn darüber hinaus weite-
re Einkommensmöglichkeiten im Lohnsektor auch 
auf dem Land geschaffen werden, kann das die Ver-
dienstmöglichkeiten der Familien diversifizieren und 
krisenresistenter machen. Auch hierfür müssen aber 
die Rahmenbedingungen stimmen. Die Abhängigkeit 
von externen Produktionsmitteln darf nicht zu einer 
dauerhaften Verschuldungssituation führen und Ar-
beitsbedingungen im Lohnsektor sollten fair sein und 
eine echte Alternative im Einkommenserwerb darstel-
len. Der Palmölsektor zeigt jedoch, dass genau solche 
Rahmenbedingungen oft nicht gegeben sind.

Aufgrund hoher Investitionskosten für die Errichtung 
einer Plantage, langfristiger Investitionsentschei-
dungen und der notwendigen Infrastruktur für die 
Weiterverarbeitung sind es z.B. in den Hauptanbau-
ländern Indonesien und Malaysia vor allem große 
Konzerne, die den Palmölsektor und die Entwicklung 
der gesamten Wertschöpfungskette vom Anbau bis 
zum fertigen Produkt prägen. Sie betreiben nicht nur 
die Plantagen, sondern auch Raffinerien. Für kleine-
re ProduzentInnen bedeutet der hohe Kapitaleinsatz 
eher eine permanente Überschuldungsgefahr.

Schlechte Arbeitsbedingungen auf den 
Plantagen

Die Arbeit auf den großen Plantagen und auch die 
Weiterverarbeitung erfolgt hoch technologisiert. In 
der Plantagenarbeit wird daher im Schnitt nur ein Ar-
beiter oder Arbeiterin auf knapp 10 Hektar benötigt. 
Die Arbeitsbedingungen für die anstrengende und 
auch gefährliche Arbeit und die Entlohnung in den 
Palmölplantagen sind sehr schlecht. Für junge Men-
schen ist diese Arbeit nicht attraktiv, sie wandern in die 
Städte ab. So fehlten z.B. in Malaysia auf vielen Planta-
gen Arbeitskräfte. Die malaiische Regierung warb aus 
den Nachbarstaaten, hauptsächlich Indonesien, aber 
auch Bangladesch Arbeitskräfte ab. 2010 waren nach 
offiziellen Angaben knapp 70 % der Arbeitskräfte Mig-

wenn sie als Kraftstoffe eingesetzt werden. Denn die 
gegenwärtige Verwendung von Biomasse im Ver-
kehrssektor ist um ein vielfaches ineffizienter als bei 
der Strom- und Wärmebereitstellung. Und der Im-
portbedarf von Agroenergie für Kraftstoffe wird wei-
ter ansteigen. So berechnete eine Studie des Londoner 
Instituts für Europäische Umweltpolitik (IEEP) aus 
dem Jahr 2010 den Importanteil des Bioethanols bzw. 
des Biodiesels, den die EU im Jahr 2020 benötigt, auf 
50 % bzw. 41 % (vgl. BUND 2011). Was den gegenwärti-
gen Anteil von Palmöl und Sojaöl im hiesigen Biodie-
sel angeht, schwanken die Angaben. Sie bewegen sich 
zwischen 5-10 % für Palmöl und 8-25 % für Sojaöl (vgl. 
DBFZ 2012). Seit 2008 haben die Biodieselimporte aus 
Argentinien (Basis Soja) und Indonesien (Basis Palmöl) 
zugenommen (vgl. DBFZ 2012). Eine von der EU in Auf-
trag gegebene Studie rechnet vor, dass bis zum Jahr 
2020 der Anteil von Palmöl in Biodiesel auf 17 % anstei-
gen könnte (vgl. Europäische Kommission 2012). 

Unter dem Schlagwort „Tank oder Teller“ sind Biomas-
seimporte zunehmend in die Kritik geraten. Aus ent-
wicklungspolitischer Sicht relevant sind generell die 
Fragen nach Nutzungskonkurrenzen und Zugang zu 
Land, der Vorrang von Ernährungssicherung und Aus-
wirkungen auf die Nahrungsmittelpreise sowie die 
Fragen nach Entwicklungschancen für Anbauländer 
und die Arbeitsbedingungen, die mit dem Anbau der 
Produkte verbunden sind. Bisher dient die Produktion 
von Energiepflanzen in den meisten Entwicklungs-
ländern vor allem dem Eigenbedarf. Ausnahmen sind 
einige Schwellenländer wie Brasilien, Argentinien, 
Indonesien, Malaysia, Thailand und Pakistan, die auch 
in nennenswerten Mengen Agroenergie exportieren 
(vgl. FAO / OECD 2013). 

Agroenergie - Chancen für Entwicklungsländer?

Der Biomasseaktionsplan der Bundesregierung kons-
tatiert, dass die Förderung von Agroenergie in vielen 
Entwicklungsländern positive Auswirkungen haben 
kann. Drei Viertel der Armen weltweit leben auf dem 
Land und viele von ihnen sind direkt oder indirekt 
von der Landwirtschaft abhängig. Die Förderung des 
Agrarsektors kann daher tatsächlich einen großen 
Beitrag zur Bekämpfung von Hunger und Armut leis-
ten. Wenn Entwicklungsländer Energiepflanzen für 
den Eigenbedarf anbauen, können sie die Energie-
versorgung verbessern und sich zudem unabhängig 
von Importen fossiler Energien machen. Und wenn 
die Länder für den Export produzieren – zumal für 
einen Wachstumsmarkt – schaffen sie neue Einkom-
menschancen. Dem steht allerdings gegenüber, dass 
z.B. für Afrika noch bis ins Jahr 2050 lediglich ein 
Selbstversorgungsgrad an Nahrungsmitten von 80 % 
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Rodung von Torfwäldern für Palmöl-Plantagen in Sarawak 
(Malaysia), Foto: Wakx/Flickr.com

Ertragsbeginn den gesamten Produktionsprozess. Die 
Kleinbäuerinnen und Kleinbauern leisten die Arbeit 
auf den Feldern und zahlen so die Vorfinanzierung des 
Konzerns über 20 bis 25 Jahre ab. Danach erhalten sie 
zwar den entsprechenden Landtitel, bleiben aber oft 
über Fortschreibungsverträge weiterhin abhängig von 
dem Konzern. Denn nach ziemlich genau dieser Zeit 
nehmen die Erträge der Ölpalmen wieder deutlich ab 
und werden in der Regel durch junge ertragreichere 
Pflanzen ersetzt. Diese erneuten Investitionen können 
von den FarmerInnen aus eigener Kraft nicht finanziert 
werden (vgl. Ferenschild 2013).

Zum Beispiel Malaysia

In Südostasien breiten sich Ölpalmplantagen rasant 
aus. Da Ölpalmen die ertragreichste Pflanze zur Her-
stellung von Pflanzenölen sind, ist der Markt in den 
vergangenen Jahren stark gewachsen. Heute machen 
Palm- und Palmkernöl fast 40 % der weltweiten pflanz-
lichen Ölproduktion aus und der Markt wird aller 
Voraussicht nach weiter wachsen. Das in die EU und 
nach Deutschland importierte Palmöl stammt zum 
weitaus größten Teil aus Indonesien und Malaysia. In 
diesen beiden Ländern konzentrieren sich 86 % der 
weltweiten Palmölproduktion und 90 % der Exporte 
(vgl. Hütz-Adams / Voge 2014). Malaysia ist heute nach 
Indonesien das zweitwichtigste Anbauland für Palm-
öl und auch der zweitgrößte Exporteur. Im Jahr 2010 
hatte es eine Anbaufläche von 5 Mio. Hektar und eine 
Produktion von knapp 17 Mio. Tonnen. Die Plantagen 
umfassen fast drei Viertel der gesamten malaysischen 
Ackerfläche. Seit 1975 hat sich die Anbaufläche mehr 
als verfünffacht. So wurden beispielsweise im malay-
sischen Teil Sarawak der Insel Borneo zwischen 2005 
und 2010 fast 353.000 Hektar Torfwälder gerodet und 
trockengelegt. Dies war zu 65 % auf die Palmölproduk-
tion zurück zu führen (vgl. Ferenschild 2013). 

40 % der Plantagen werden von kleinbäuerlichen Be-
trieben bewirtschaftet, die allerdings zusammen nur 
10 % der Gesamtfläche ausmachten. Das Jahresdurch-
schnittseinkommen eines solchen Betriebes lag im Jahr 
2010 umgerechnet nur bei knapp 1.000 Euro.

In Malaysia unterstützte der Staat in den vergangenen 
Jahren die großen Konzerne stark. Sie produzieren 
heute ca. 85 % der gesamten Palmöl-Exporte. Die Klein-
produzentInnen sind in der Regel durch Lieferverträge 
von den großen Unternehmen abhängig. Eines dieser 
Unternehmen ist die staatlich gelenkte FELDA (Fede-
ral Land Development Authority), einer der größten 
Konzerne weltweit im Palmölsektor. Seit vielen Jahren 
erschließt der Konzern große Waldflächen für den 
Anbau von Ölpalmen und geriet dabei vielfach in die 
Kritik, weil hierdurch auch großflächig Regenwald 
abgeholzt wurde. Heute bewirtschaftet der Agrarkon-
zern auf etwa 730.000 Hektar Ölpalmplantagen. In 
die Bewirtschaftung sind etwa 100.000 Kleinprodu-
zentInnen über Vertragslandwirtschaft eingebunden: 
Der Konzern stellt das Land und das Kapital für die  
Startinvestitionen zur Verfügung und organisiert nach 
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Eine Untersuchung von Amnesty International (2010) 
hat zudem schwerwiegende strukturelle Missstände 
bei den Arbeitsbedingungen und Anwerbeverfahren 
der MigrantInnen in Malaysia festgestellt. Hierzu ge-
hören extrem hohe Vermittlungsgebühren der Agen-
turen für die Arbeitserlaubnis und falsche Angaben 
über die Höhe der Löhne, Lebens- und Arbeitsbedin-
gungen etc., das Fehlen bzw. die Nicht-Bereitstellung 
adäquater Schutzkleidung, miserable Unterkünfte 
ohne Strom und Wasser auf den Plantagen und das 
Verbot, sich gewerkschaftlich zu organisieren. Da 
die MigrantInnen ihre Vermittlungsgebühren bei den 
Agenturen aber abarbeiten müssen, haben sie oft keine 
andere Wahl, als diese Bedingungen zu akzeptieren, 
zumal ihre Papiere oft einbehalten werden. So entsteht 
eine Art Schuldknechtschaft, die zu einem hohen Maß 
an Ausbeutung, Missbrauch bis hin zu illegalem Men-
schenhandel führen kann (vgl. Ferenschild 2013). 

Von dem Segen der neuen agroindustriellen Entwick-
lung profitieren daher in erster Linie die Großkonzer-
ne. Auf Palmöl, das unter diesen Bedingungen herge-
stellt wird, sollte verzichtet werden. 

Landkonflikte

Menschenrechtsverletzungen beginnen oft aber 
schon viel früher, nämlich dann, wenn neues Land 
für die Ölpalmplantagen erschlossen wird. Zahlreiche 
Fälle sind dokumentiert, in denen Land- und Besitz-
rechte lokaler Bevölkerungsgruppen missachtet wur-
den, oft ethnische Minderheiten mit traditionellen 
Landrechten. Aufkommenden Konflikten wird nicht 
selten mit Gewaltandrohung oder -anwendung be-
gegnet. Hierzu gehören auch gewaltsame Räumun-

gen, die Zerstörung von Hab und Gut der ansässigen 
Bevölkerung oder die Inhaftierung von Mitgliedern 
der Protestbewegungen (vgl. Hütz-Adams / Voge 
2014). In Indonesien wurden im Jahr 2012 z. B. allein 
im Ölpalmanbau rund 4.000 Fälle von Landkonflikten 
registriert (vgl. Colchester / Chao 2013). Die Bevölke-
rung ist diesem „Landraub“ und den Menschenrechts-
verletzungen meist schutzlos ausgeliefert. Vor Gericht 
kommen diese Fälle oft nur, wenn Betroffene dabei 
von nationalen oder internationalen Organisationen 
unterstützt werden.

Nachhaltiges Palmöl?

Nachdem zunächst aus ökologischer Sicht die Palmöl-
branche immer stärker in die Kritik geraten ist, betei-
ligten sich viele Unternehmen an dem im Jahr 2004 
als Multi-Stakeholder-Initiative ins Leben gerufenem 
„Runden Tisch für nachhaltiges Palmöl“ (Roundtable 
on Sustainable Palm Oil - RSPO). Sie verpflichteten sich 
selbst zu freiwilligen Mindeststandards für die nach-
haltige Produktion von Palmöl, die auch soziale Stan-
dards umfassen wie das Verbot von Kinderarbeit, den 
Schutz von Landnutzungs- und Eigentumsrechten, 
Bildungsangebote für Kinder, die auf den Plantagen 
leben, Gewerkschaftsfreiheit, Schutz von MigrantIn-
nen, existenzsichernde Löhne und unabhängige Kon-
trollen. Ergänzt werden diese um ökologische Kriteri-
en und Anforderungen, z. B. dem Verbot der Rodung 
von Primärwald. Entsprechend zertifiziertes Palmöl 
kann in der EU als „nachhaltiger Biokraftstoff“ in der 
Beimischungsquote angerechnet werden.

Eine umfassende Studie über die Funktionsweise und 
Wirkungen des RSPO kommt aber zu dem Schluss, 
dass bislang allenfalls in Einzelfällen die Umsetzung 
der Standards so gelungen ist, dass von mehr Nach-
haltigkeit im Ölpalmanbau gesprochen werden kann. 
Noch immer gibt es große Probleme sowohl bei der 
Anlage von Plantagen und dem Umgang mit der dort 
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rantInnen. Viele der ArbeitsmigrantInnen leben ohne 
Papiere mit allen rechtlichen und sozialen Unsicher-
heiten, die dieser Status mit sich bringt (vgl. Ferenschi-
ld 2013). 

Harte Arbeitsbedingungen und schlechte Entlohnung 
sind auf Palmölplantagen an der Tagesordnung,

 Foto: Agus Andrianto for Center for International 
Forestry Research (CIFOR).
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ansässigen Bevölkerung als auch bei der Umsetzung 
der Kriterien, der Überwachung über die Einhaltung 
der Standards und der Frage nach wirksamen Sankti-
onsmechanismen (vgl. Hütz-Adams / Voge 2014). Der 
RSPO kann derzeit kein nachhaltiges Palmöl garantie-
ren.

Folgen für Nahrungsmittelpreise

Die wachsende Nachfrage nach Agroenergie ver-
schärft nicht nur Landkonflikte, sondern sie droht 
auch die Nahrungsmittelpreise dauerhaft zu beein-
flussen. Eine Studie über den europäischen Bedarf 
an Pflanzenölen macht die Agrospritproduktion für 
eine Steigerung der Weltmarktpreise für Pflanzen-
öle um 16 % verantwortlich (vgl. Grethe et al. 2013). 
Das IFPRI geht davon aus, dass der Agrosprit mit etwa  
30 % an den Preisanstiegen für Nahrungsmittel in 
den Jahren 2007-2008 beteiligt war (vgl. IFPRI 2008). 
Die zusätzliche Nachfrage bleibt demnach nicht 
ohne Wirkung auf die Weltmarktpreise. Bis zum Jahr 
2019 wird ein Anstieg der Nahrungsmittelpreise um  
40 % vorhergesagt, zum Großteil aufgrund des Wachs-
tums der Bioenergie (vgl. FAO / OECD 2010). Viele Ent-
wicklungsländer sind jedoch Nettoimporteure von 
Lebensmitteln und gerade die Ärmsten geben einen 
sehr großen Anteil ihres Einkommens für Nahrungs-
mittel aus (häufig 80 %). Preissteigerungen gerade bei 
Grundnahrungsmitteln haben demnach massive Aus-
wirkungen auf die Länder und die Menschen, die kei-
nen Zugang zu Land haben, besonders die städtischen 
Armen. Die Folgen sind Einschnitte bei den Ausga-
ben für Ernährung, Bildung oder Gesundheit. Davon 
sind in der Regel am stärksten Mädchen und Frauen 
betroffen. Mittel- und langfristig können steigende 

Nahrungsmittelpreise auch positiv sein, da diese zu 
mehr Investitionen in den Agrarbereich führen, der 
viele Jahre in Entwicklungsländern massiv vernach-
lässigt wurde. Dabei sind allerdings politische Rah-
menbedingungen notwendig, die dafür sorgen, dass 
kleinbäuerliche Betriebe von den Preissteigerungen 
profitieren können und nicht durch mächtige Unter-
nehmen verdrängt werden.

Folgen für die biologische Vielfalt

Die Rodung von Primärwäldern, ebenso wie die Tro-
ckenlegung von Feuchtgebieten zur Anlage einer 
weitläufigen Plantagenwirtschaft, zerstören Natur-
räume, die für die biologische Vielfalt von immen-
ser Bedeutung sind. Ersetzt werden sie durch Mono-
kulturen, die in besonderem Maße von Dünge- und 
Pestizideinsatz abhängig sind. Nicht nur natürliche 
Ökosysteme, wie Regen- oder Trockenwälder, und da-
mit wertvolle Tier- und Pflanzenarten verschwinden, 
sondern auch die große Vielfalt an Agrobiodiversität, 
z. B. angepasste Kulturpflanzen. Neben der Flächen-
umwandlung sind dafür auch der Einsatz von Pestizi-
den und Herbiziden eine Ursache. Dies ist ein enormer 
genetischer Verlust. Auch für die Anpassung an die 
Folgen des Klimawandels gehen den Menschen in den 
Entwicklungsländern so wertvolle Möglichkeiten ver-
loren, z. B. an Trockenheit angepasstes Saatgut. Eine 
erhöhte Artenvielfalt kann landwirtschaftliche Syste-
me widerstandsfähiger machen. So erleiden Farme-
rInnen, die bei ihrem Anbau auf erhöhte Biodiversität 
achten, weniger Schäden durch ungünstige Wetterer-
eignisse als diejenigen, die in Monokulturen anbauen 
(vgl. Stabinsky / Ching 2014).

> 3.5  Empfehlungen im Handlungsfeld Bioenergie

Agroenergie wird auch zukünftig in der Versorgung 
mit erneuerbaren Energien eine wichtige Rolle spie-
len. Eine umfassende Studie hat festgestellt, dass selbst 
unter Berücksichtigung eines Vorrangs der Ernäh-
rungssicherung weltweit, durchaus Flächenpotenzia-
le für den Anbau von Energiepflanzen zur Verfügung 
stehen (vgl. Zeddies et al. 2012). Es gibt allerdings eine 
zunehmende Landnutzungskonkurrenz zwischen Er-
nährungssicherung, dem Anbau von Futtermitteln, 
Agroenergie und Rohstoffen für die Industrie. Dem 
großen Potenzial für Ertragssteigerungen vor allem 
in Afrika stehen vielerorts aber auch abnehmende 
Flächenpotenziale aufgrund von Bodenverlusten und 
Klimawandel gegenüber. Ernährungssicherung und 

Armutsbekämpfung müssen hier oberste Priorität 
haben. Gerade die kleinbäuerliche Landwirtschaft 
hat sehr große Potenziale, beide Herausforderungen 
anzugehen. Nicht der Plantagenanbau von Energie-
pflanzen für den Export und die damit verbundene 
Vertragslandwirtschaft, sondern der nachhaltige 
Anbau von Nahrungspflanzen in Mischkultur mit 
verschiedenen Feldfrüchten verspricht hier sehr viel 
bessere Erfolge. Da wo es ausreichende Flächenpo-
tenziale gibt, sollten die Staaten darin unterstützt 
werden, Biomasse für die eigene Energieversorgung 
anzubauen, um die Energiearmut vieler Menschen zu 
verringern. 

> 3  Bioenergie: An der Schnittstelle zwischen Landwirtschaft und Energie
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Angesichts der gegenwärtigen Rahmenbedingungen 
im Anbau von Energiepflanzen in den Entwicklungs-
ländern und der bislang unzureichenden Kontroll-
mechanismen für den nachhaltigen Anbau von Ener-
giepflanzen sollten Deutschland und die EU bis auf 
Weiteres auf Importe aus Drittländern verzichten. Das 
bedeutet, dass auch bei den Maßnahmen im Klima-
schutzplan auf Importe verzichtet werden sollte, da 
eine angemessene Überprüfung nachhaltiger Stan-
dards bei der Produktion von Biomasse, bes. in Ent-
wicklungsländern, voraussichtlich auch in Zukunft 
nur sehr unvollständig möglich sein wird und Anbau-
potenziale in den entsprechenden Ländern ggf. zur 
Bedürfnisbefriedigung vor Ort benötigt werden. 

Deutschland und die  EU müssen die eigenen zur Ver-
fügung stehenden landwirtschaftlichen Flächen effi-
zient nutzen. Aufgrund ihrer hohen Flächeneffizienz 
sollten besonders Sonne- und Windenergie ausgebaut 
werden. Von daher ist es zu unterstützen, dass in NRW 
der geplante Ausbau der erneuerbaren Energien vor 
allem durch Sonnen- und Windenergie erreicht wer-
den soll. Dies bedarf jedoch des Ausbaus alternativer 
Speicher- und Ausgleichstechnologien, wie das sog. 
Power-to-Gas-Verfahren.

Eine Intensivierung der Produktion von Biomasse in 
Deutschland und/oder in Entwicklungsländern zur Er-
höhung der Flächenproduktivität ist meist mit hohen 
Umweltkosten verbunden und nur dann eine Option, 

wenn die ökologische Tragfähigkeit nicht überschrit-
ten wird. Negative Folgen einer Intensivierung sind 
vielfach hohe Lachgasemissionen (N2O), Kontaminati-
on mit Pestizidrückständen und überhöhte Nährstoff-
zufuhr in die Umwelt, Verminderung des organischen 
Kohlenstoffs (und damit Kohlenstoffspeicher), Verlust 
fruchtbaren Bodens durch Erosion, Verlust an (Agro)
biodiversität, Verknappung der landwirtschaftlich 
nutzbaren Wasserressourcen.

Nachhaltigkeitskriterien für Biomasseimporte (EU-
RED) können dazu beitragen, die negativen ökologi-
schen Folgen zu minimieren. Sie decken aber nicht 
alle relevanten Bereiche ab wie z. B. Emissionen aus 
indirekten Landnutzungsänderungen, Boden- und 
Wasserschutz. Die größte Lücke der Biomasse-Nach-
haltigkeitsverordnung besteht darin, dass menschen-
rechtliche Normen und Sozialstandards vollständig 
fehlen. Weder das Recht auf angemessene Nahrung 
und die UN-Menschenrechtspakte, noch die Kernar-
beitsnormen der Internationalen Arbeitsorganisation 
(ILO), noch die ILO-Konvention 169 über die Rechte 
indigener Völker haben Eingang in die Verordnung 
gefunden. Die bestehende Nachhaltigkeitszertifizie-
rung für Biomasse (Strom, Wärme, Kraftstoff) ist unzu-
reichend und kein „Freibrief“ für die Verwendung von 
Agroenergie. Die Biomasse-Nachhaltigkeitsverord-
nungen müssen nachgebessert werden. Hier ist das 
Land NRW aufgefordert, sich im Bund und in der EU 
dafür einzusetzen. 

Ernährungssicherung und Armutsbekämpfung müssen 
oberste Priorität haben – lokaler Markstand in Nairobi, Kenia, 
Foto: A. Vezina/ Bioversity International/Flickr.com

> 3  Bioenergie: An der Schnittstelle zwischen Landwirtschaft und Energie



21
Entwicklungspolitische Perspektiven zum Klimaschutz in NRW

Um die ökologischen aber auch sozialen Auswirkun-
gen der Biomasseimporte zu berücksichtigen, sollten 
bei der Erstellung, der Evaluierung und dem Monito-
ring des Klimaschutzplans – gemäß dem Vorschlag 
der EU-Kommission – auch iLUC-Faktoren berücksich-
tigt und über sie berichtet werden. Auch über soziale 
Kriterien sollte berichtet werden und bei Menschen-
rechtsverletzungen von der Nutzung des Rohstoffs 
abgesehen werden.

Die verfügbare Biomasse muss so effizient wie möglich 
eingesetzt werden, damit sie die höchsten CO2-Ein-
sparpotenziale erreichen, aber auch die ökologischen 
und sozialen Problematiken verringert werden. Das 
bedeutet zum einen, dass die energetische Nutzung 
von Rest- und Abfallstoffen (Gülle, Mist, Restholz) so-
wie die Verbindung von stofflicher und energetischer 
Nutzung (im Sinne einer Kaskadennutzung) voran-
gebracht werden. Dazu gibt es im Klimaschutzplan 
Maßnahmenvorschläge (AG Umwandlung, AG Land-
wirtschaft), die umgesetzt, weiterentwickelt und ein 
Schwerpunkt des Landes NRW werden sollten.

Das bedeutet zum anderen aber auch, dass kurz- 
und mittelfristig Energiepflanzen vor allem in der 
Strom- und Wärmeerzeugung mittels Kraft-Wärme-
Kopplung zu nutzen sind. Aufgrund der ineffizienten 
Nutzung in Verbrennungsmotoren muss die Beimi-
schungsquote bei Treibstoffen kritisch betrachtet wer-
den. Anstatt die Produktion den (zu) hoch gesteckten 
Zielen anzupassen, sollten auf nationaler und inter-
nationaler Ebene die Ziele an die nachweislich unkri-
tischen Biomasseangebote geknüpft werden (d.h. in 
erster Linie Rest- und Abfallstoffe). Dafür sollte sich 
NRW auf der Bundes- und EU-Ebene einsetzen.  

Im Verkehrssektor sollten Einsparungen des Energie-
einsatzes und damit verbunden des CO2-Ausstoßes vor 
allem auf effizienteren Fahrzeugen, auf klimafreund-
lichen Stadtplanungskonzepten sowie auf klima-
freundlichen Mobilitätskonzepten und -verhalten 
basieren. Verkehrsvermeidung und Alternativen wie 
der öffentliche Personennahverkehr (ÖPNV) oder 
Fahrrad- und Fußgängerverkehr sind auszubauen. Die 
Zielrichtung des Klimaschutzplans, den Verkehr von 
PKW auf öffentliche Verkehrsmittel (durch eine Op-
timierung des ÖPNV-Angebots) und Fahrrad (durch 
den Ausbau der Wegeinfrastruktur) zu verlagern, ist 
aus entwicklungspolitischer Sicht zu unterstützen. 
Carsharing-Angebote sind zu fördern und auszubau-
en, Erfahrungen mit autofreien Wohngebieten sind 
auszuwerten und weiterzuentwickeln.

Die Einrichtung einer großen Radspur in Dunsmuir/Vancou-
ver hat zu einer Zunahme des Radverkehrs geführt, Foto: 
Paul Krueger/Flickr.com

Die Maßnahmen im Klimaschutzplan NRW (AG Ver-
kehr) tragen dieser Tatsache insofern Rechnung, als 
eben dieser letzte Punkt eine wichtige Strategie mit 
entsprechenden Maßnahmen darstellt, ebenso wie 
die Förderung sparsamer Fahrzeuge und alternativer 
Technologien. Im Bereich der alternativen Kraftstoffe 
sollen vor allem die Kraftstoffe der 2. Generation auch 
im Rahmen der EU-rechtlichen Vorgaben gefördert 
werden. Doch auch bei diesen Kraftstoffen sollten Ri-
siken geprüft werden.

Neben dem Ausbau der erneuerbaren Energien sind 
eine Steigerung der Energieeffizienz und das Energie-
sparen die entscheidenden Hebel, auch um den Bedarf 
nach Agroenergie einzuschränken. Alle Strategien und 
Maßnahmen des Klimaschutzplans, die auf Energie-
effizienz und -sparen abzielen, müssen umgesetzt und 
ausgebaut werden. Dazu gehören Maßnahmen wie 
Ausbau der KWK, energetische Gebäudesanierung 
(eine Rate von 2 % / Jahr ist anzustreben), Förderung der 
Brennwerttechnik, Förderung der Beratung von Haus-
besitzerInnen und Unternehmen zu Effizienz und Spa-
ren.

In die Bildungsarbeit zu Klimaschutz sollten auch die 
ökologischen und sozialen Folgen des Anbaus von Ag-
roenergie in den Entwicklungsländern thematisiert 
und mit unserem eigenen Wirtschafts- und Konsum-
mustern in Verbindung gebracht werden.

> 3  Bioenergie: An der Schnittstelle zwischen Landwirtschaft und Energie
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Große Mengen an Lithium werden derzeit im Salar de Ata-
cama, einem Salzsee in Chile abgebaut, Foto: Douglas Luzz/
Flickr.com

Atacameños. Die Gesetze zum Schutz Indigener sind 
gegenüber den Bergbauvorhaben des Staates nutzlos. 
Durch den Verlust ihres Landes und die Zerstörung der 
Umwelt ist ihre Zukunft gefährdet (vgl. GLOBAL 2000 / 
SERI 2013).

Die tragfähigste Lösung aus ökologischen und entwick-
lungspolitischen Gründen besteht darin, Verkehr zu 
vermeiden, den öffentlichen Verkehr zu stärken und 
zu optimieren. Der motorisierte Individualverkehr be-
nötigt mehr Rohstoffe als gemeinschaftlich genutzte 
Verkehrsmittel. Um die ökologischen und sozialen 
Auswirkungen des Rohstoffabbaus in vielen Regionen 
der Welt zu minimieren, ist es neben der Stärkung des 
öffentlichen Nahverkehrs ebenfalls notwendig, die Re-
cyclingquote zu erhöhen und den Rohstoffbedarf ins-
gesamt zu senken.

> 3  Bioenergie: An der Schnittstelle zwischen Landwirtschaft und Energie

Exkurs: 
Rohstoffbedarf E-Mobilität

Auch der Bereich E-Mobilität ist 
kritisch zu beleuchten. Er ist zwar 
hervorragend dazu geeignet, den 
Schadstoffausstoß zu reduzieren, 
aber der Verbrauch an Ressourcen 
für die Herstellung neuer Produkte 
muss ebenso berücksichtigt wer-
den. Ein großer Teil der Umwelt-
belastung entsteht nicht bei der 
Nutzung der Produkte, sondern bei 
deren Herstellung. Ein reparaturfä-
higes Auto durch einen emissions-
armen Neuwagen zu ersetzen, ist oft 
mit sehr viel höheren Umweltbelas-
tungen verbunden als die maximale 
Nutzung bestehender Fahrzeuge. 

Auch soziale Aspekte müssen in die 
Analyse einbezogen werden. Für die Herstellung von 
Batterien für Elektro- und Hybridautos entsteht ein ho-
her Bedarf z. B. an Lithium. Große Mengen an Lithium 
werden derzeit im Salar de Atacama, einem Salzsee, in 
Chile abgebaut, ca. 58 % der weltweiten Produktion. 
In dieser trockenen Region kommt es deswegen zwi-
schen den Bergbauunternehmen und den indigenen 
EinwohnerInnen, den Atacameños, immer wieder zu 
Auseinandersetzungen um Wasser und Land.

Die Lithium-Gewinnung erfordert riesige Mengen an 
Wasser. Wasser ist für die land- und weidewirtschaft-
liche Lebensform der Atacameños grundlegend und 
hat für sie auch eine hohe spirituelle Bedeutung. Das 
„Recht auf Land“ erlaubt den Atacameños zwar den 
Zugang zu „ihrem“ Land, nicht aber einen tatsächlich 
rechtlich anerkannten Besitz. In Chile hat der Staat 
das Recht auf Enteignung für öffentliche Zwecke und 
kann sich daher Bodenschätze aneignen. So vergibt 
die chilenische Regierung Konzessionen an Berg-
bauunternehmen in dem angestammten Land der 
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Die Landwirtschaft emittiert dem UN-Klimarat zufol-
ge große Mengen von drei verschiedenen Treibhaus-
gasen: Kohlendioxid, Methan und und Lachgas. Insge-
samt sind dies jährlich etwa 10-12 % der globalen, vom 
Menschen verursachten Treibhausgasemissionen 
(vgl. Smith et al. 2007). Die Ernährungs- und Landwirt-
schaftsorganisation der Vereinten Nationen (FAO) 
schätzt den Anteil auf 14 % (vgl. FAO 2009). Werden 
auch mittelbare Faktoren, wie beispielsweise die Um-
wandlung von Flächen in Ackerland, die Produktion, 
der Vertrieb synthetischer Düngemittel sowie land-
wirtschaftliche Betriebsabläufe einbezogen, steigt der 
Anteil der Landwirtschaft an anthropogenen Emissio-
nen sogar auf 17-32 % (vgl. Bellarby et al. 2008). Insbe-
sondere die Landnutzungsänderungen verursachen 
über die Hälfte der gesamten – sowohl unmittelbaren 
als auch mittelbaren – landwirtschaftlichen Emissio-
nen (vgl. Stabinsky / Ching 2014: 11). 

In den Szenarioberechnungen des Klimaschutzplans6 
werden die direkten Emissionen des Agrarsektors 
einbezogen sowie die Emissionen, die durch Land-
nutzung und Landnutzungsänderungen entstehen. 
Indirekte Emissionen z. B. aus dem Einsatz von Dünge- 
und Futtermitteln werden nur qualitativ einbezogen. 
In den Szenarien wird von einem fortgesetzten Rück-
gang der landwirtschaftlichen Fläche ausgegangen, 
der sich aber verlangsamt. Es wird angenommen, dass 
eine Umwandlung von Grünland in Ackerland nicht 
stattfindet. 

> 4.1  Landwirtschaft und Klimawandel

4 Das Handlungsfeld Landwirtschaft und Ernährung 

Die Maßnahmenvorschläge der Arbeitsgruppe „Land-
wirtschaft, Forst, Boden“ befassen sich damit, wie 
in der Landwirtschaft in NRW Emissionen reduziert 
werden können. Hierzu gehören z. B. ein verbessertes 
Wirtschaftsdüngermanagement (Strohabdeckung von 
Schweinegülle, um Stickstoffemissionen zu vermei-
den), eine steigende Güllenutzung in Biogasanlagen, 
eine Absenkung der Stickstoff-Mineraldüngung durch 
die bessere Ausnutzung der Nährstoffe aus dem Wirt-
schaftsdünger oder verstärkten Leguminosenanbau 
und vor allem die Förderung ökologischen Landbaus.

Von diesen Maßnahmen tragen vor allem die Re-
duzierung der Stickstoff-Mineraldüngung, die ver-
stärkte Nutzung von Gülle in Biogasanlagen und 
die gasdichte Lagerung von Gärresten zu einer Ver-
ringerung der THG-Emissionen bei. Bis 2020 kann 
im Sektor Landwirtschaft so das Reduktionsziel von  
25 % (im Vergleich zu 1990) erreicht werden. Aller-
dings kann mit diesen Maßnahmen der Trend nach 
2020 nicht fortgeführt werden. Dies bedeutet, dass 
mit den bestehenden Maßnahmen ein Minderungs-
ziel von 80 % bis 2050 im Sektor Landwirtschaft nicht 
erreicht werden kann. Die Berechnungen zeigen, dass 
veränderte Regelungen in anderen Bereichen, wie z.B. 
geringere Tierbestände aufgrund verschärfter Tier-
schutzvorgaben, mehr  zur Verringerung der Emissi-
onen beitragen als die vorgeschlagenen Maßnahmen.  

> 4.2  Die Klimawirkung unserer Ernährung

Die Art der Ernährung bestimmt stark die personen-
bezogenen Treibhausgasemissionen (vgl. Noleppa 
2012). Denn die Erzeugung einer jeden Nahrungska-
lorie ist mit Energieaufwand und Düngemittelein-
satz und somit mit Emissionen verbunden. Besonders 
Milch- und Fleischprodukte sind für hohe Treibhaus-
gasemissionen verantwortlich. Denn egal ob Fleisch, 
Eier oder Milchprodukte, beim Konsum tierischer 
Nahrungsmittel findet nur eine indirekte Verwertung 

der ursprünglich pflanzlich erzeugten Kalorien statt. 
Je nach tierischem Produkt unterscheidet sich die Um-
wandlungsrate von pflanzlichen in tierische Kalori-
en: bei Geflügelfleisch liegt das Verhältnis bei 2:1, bei 
Schweinen, Milch und Eiern bei 3:1 und bei Rindern 
bei 7:1. 

> 4  Das Handlungsfeld Landwirtschaft und Ernährung

6  Die im Folgenden zitierten Szenarien und Maßnahmen entstammen der  
 Szenariendokumentation sowie der Zusammenfassung der Sitzungsergebnisse 
  der AG 5 Landwirtschaft, Forst, Boden vom 26.11.2013.



24
Klimaschutz mit Weitblick 

24

Neben den Effizienzverlusten durch die indirekte 
Verwertung von Nahrungsmitteln fallen auch Land-
nutzungsänderungen ins Gewicht. Die weltweit 
steigende Produktion tierischer Produkte ist eine 
wichtige Ursache für die beständige Ausweitung 
landwirtschaftlicher Nutzflächen, auch zulasten der 
Wälder. Dies zeigt sich z. B. an dem zunehmenden An-
bau von Sojabohnen. Wurden 1971 noch rund 30 Mio. 
Hektar weltweit für den Sojaanbau genutzt, waren es 
2011 bereits 103 Mio. Hektar (vgl. Hütz-Adams et al. 
2013). Insbesondere Brasilien, Argentinien und Para-
guay haben den Anbau von Sojabohnen ausgebaut, 
für Tierfutter aber auch für Agrokraftstoffe. 

Die indirekte Verwertung der produzierten Kalorien 
und die Landnutzungsänderungen sind verantwort-

Ernte von Sojabohnen, Foto: Joneser05/Flickr.com

lich dafür, dass der sehr hohe und weiter ansteigende 
Konsum tierischer Nahrungsmittel eine bedeutende 
Quelle von Treibhausgasemissionen ist. Nach Berech-
nungen der FAO trägt die Viehhaltung, inklusive der 
mittelbaren Faktoren wie Landnutzungsänderungen 
und Transport, mit etwa 18 % zum weltweiten anth-
ropogenen Treibhausgasausstoß bei (vgl. FAO 2006). 
„Eine Veränderung der menschlichen Ernährung hin 
zu weniger tierischer Nahrung würde weniger Bio-
masse für Tierfutter erfordern und es erlauben, Land-
wirtschaft weniger intensiv zu betreiben. Dadurch 
würden die mit der Landwirtschaft einhergehenden 
THG-Emissionen zurückgehen. Dies könnte wahr-
scheinlich stärker zur Milderung des Klimawandels 
beitragen, als es die meisten Bioenergie-Produktionen 
leisten können“ (Leopoldina 2012: 9).

Die Tierproduktion in NRW und Deutschland ist in ho-
hem Maße von den Sojaimporten als Eiweißfuttermit-
tel abhängig. Wenn in Brasilien Regenwald abgeholzt 
wird, um Soja für Futtermittel anzubauen, wird der da-
mit verbundene Treibhausgasausstoß dem Erzeuger-
land, also in diesem Fall Brasilien zugerechnet. Würde 
man jedoch entlang der gesamten Wertschöpfungs-
kette alle direkten und indirekten THG Emissionen 
der in NRW und Deutschland konsumierten Produkte 
einbeziehen, dann hätte der Bereich Landwirtschaft 
und Ernährung eine viel größere Bedeutung für den 
Klimaschutz.7 Der Klimaschutzplan geht demgegen-
über nur von 2,4 % Anteil der Landwirtschaft an den 
Gesamtemissionen aus. 

Entsprechend werden im Klimaschutzplan diese Zu-
sammenhänge und die damit verbundenen Hand-
lungsmöglichkeiten für den Klimaschutz nur unzu-
reichend berücksichtigt und finden indirekt Eingang 
in einzelne Maßnahmen der AG „Private Haushalte“. 
Mit der Vernachlässigung des Themas Fleischkonsum 
wurde eine große Chance vertan, den THG-Ausstoß in 
der Landwirtschaft zu diskutieren, Lösungen zu entwi-
ckeln und so deutlich zu reduzieren.

7  Als direkte THG-Emissionen werden solche Emissionen bezeichnet, die durch 
  den Anbau, Ernte, Transport, Weiterverarbeitung, Lagerung, Kühlung, Zube- 
 reitung und Entsorgung freigesetzt werden. Die indirekten THG-Emissionen 
  beziehen auch die Emissionen ein, die durch Landnutzungsänderungen ent- 
 stehen.

> 4.3  Auswirkungen des Futtermittelanbaus im globalen Süden 

Deutschland gehört (wie die EU insgesamt) zu den 
größten Produzenten vor allem von Geflügel und 
Schweinefleisch. Die benötigten Inputs, vor allem die 
Futtermittel, werden dabei auch importiert. 2010/11 
importierte Deutschland insgesamt rund 8,7 Mio. 
Tonnen Futtermittel, davon 4,4 Mio. Tonnen Ölku-
chen und -schrote (vgl. BMELV 2013: Tab. 124). Der 
Futtermittelanbau hat in vielen Entwicklungsländern 

vielfach negative ökologische und soziale Auswirkun-
gen. So sind in vielen Ländern die Anbaumengen für 

> 4  Das Handlungsfeld Landwirtschaft und Ernährung



25
Entwicklungspolitische Perspektiven zum Klimaschutz in NRW

Soja und die dafür verwandten Flächen in den ver-
gangenen Jahrzehnten rasant gestiegen (s. Kästen zu 
Brasilien und Paraguay). Der Zuwachs konzentriert 

Grafik 3: Anbaufläche für Soja in den Hauptanbauländern (Mio. Hektar)

Quelle: FAOSTAT 2014

von illegalen Rodungen. Trotz dieser Verbesserungen 
geht ein großer Teil des brasilianischen Treibhausgas-
Ausstoßes noch immer auf das Konto von Waldrodun-
gen.

Doch nicht nur Wald ist entscheidend für Klima-
schutz. In Grasland wie der zentral-brasilianischen 
Savanne (Cerrado) sind im Boden große Mengen Koh-
lenstoff gespeichert. Seit den 1960er Jahren wurde 
über die Hälfte der Savanne in Weideland und Felder 
umgewandelt. Der nachfolgende Anbau von einjähri-
gen Pflanzen hat eine besonders schlechte Ökobilanz, 
weil die Pflanzen bei Weitem nicht die Mengen an 
Kohlenstoff binden können, die zuvor freigesetzt wur-
den. Zudem ersetzen die Monokulturen die besonders 
artenreiche Vegetation, was mit einem erheblichen 
Verlust an biologischer Vielfalt und damit Resilienz 
verbunden ist.

Quellen: Dros 2004; Greenpeace 2006; Greenpeace 2011.

sich weitgehend auf Südamerika, vor allem Brasilien, 
Argentinien und Paraguay (vgl. Dros 2004). 

Ökologische Folgen des Sojaanbaus in Brasilien

In Brasilien breitet sich der Sojaanbau besonders in 
den beiden größten Ökosystemen des Landes aus: im 
Amazonas-Regenwald und in der Savanne Zentral-
Brasiliens (Cerrado). Der Amazonas-Regenwald spielt 
eine zentrale Rolle in der Regulierung des globalen 
Klimas. Lokal ist der Regenwald darüber hinaus von 
hoher Bedeutung für die Erzeugung von Niederschlä-
gen sowie den Schutz vor Erosion. Besonders das Aus-
bleiben von Niederschlägen in Folge großflächiger 
Rodungen führt dazu, dass die Reste des Waldes zu-
nehmend vertrocknen und durch Waldbrände zusätz-
lich gefährdet sind. Besonders der Bundesstaat Mato 
Grosso war von hohen Abholzungsraten betroffen. In-
zwischen gibt es eine Reihe von Maßnahmen, die dem 
zeitweise dramatisch verlaufenden Verlust von Re-
genwaldgebieten zumindest Einhalt geboten haben 
wie z. B. der Boykott von Soja von frisch gerodeten Fel-
dern oder eine bessere Überwachung zur Aufdeckung 
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Das vergleichsweise arme Land ist von sehr hoher Un-
gleichheit z. B. beim Landbesitz geprägt. 85,5 % des 
Landes befinden sich im Besitz von nur 2,6 % der Be-
völkerung. Auf der anderen Seite besitzen kleinbäu-
erliche Familien (Farmen kleiner als 20 Hektar) nur  
4,3 % des Farmlandes, obwohl sie 84 % der Farmen aus-
machen (vgl. Itriago 2012: 5). Ein Drittel der ländli-
chen Bevölkerung besitzt überhaupt kein Land. 

Von dem Sojaboom der vergangenen Jahre profitierte 
nur ein sehr kleiner Teil der Bevölkerung. Er verstärkt 
die Ungleichheit, da er zu einer weiteren Konzent-
ration von Landbesitz führte. Viele kleinbäuerliche 
Farmen konnten mit den Großinvestoren und inter-
nationalen Exportfirmen nicht konkurrieren. Bis 2007 
mussten etwa 100.000 Bauern und indigene Gruppen 
unfreiwillig umsiedeln (vgl. Howard / Dangle 2007). 
Weitere Familien verlassen ihr Land, weil der hohe 
Herbizideinsatz auf den Gen-Soja-Feldern ihre Ge-
sundheit schädigt. Sie wandern in die Städte ab und 
können nicht mehr für ihren Eigenbedarf produzieren 

(vgl. Fassi 2009). Die großen Monokulturen ersetzen so 
immer mehr traditionell bewirtschaftetes Ackerland 
mit Mischkultur. 

Der industrielle Sojaanbau benötigt nur wenige Ar-
beitskräfte. Die Steuerpolitik des Landes (geringe 
Unternehmens- und Einkommenssteuer)  lässt eine 
Umverteilung der Gewinne aus dem Sojaanbau kaum 
zu. So hat der Sojaboom der vergangenen Jahre zwar 
zum gesamtwirtschaftlichen Wachstum des Landes 
(gemessen am BIP) beigetragen, aber nicht zur Ar-
mutsreduzierung. In anderen lateinamerikanischen 
Nachbarstaaten sind aufgrund einer anderen Vertei-
lungspolitik die Ergebnisse der Armutsbekämpfung 
besser (vgl. Grafik 4). Aus der Perspektive der Armuts-
bekämpfung und Ernährungssicherung ist der Soja-
boom in Paraguay fatal.

Soziale Auswirkungen am Beispiel Paraguay

Sojaproduktion und -export haben für Paraguay wirt-
schaftlich eine höhere Bedeutung als für Argentinien 
oder Brasilien. Die Landwirtschaft Paraguays steuert 
rund 20 % zum Bruttoinlandsprodukt (BIP) bei. Zu den 
fünf wichtigsten Exportgütern gehörten 2013 Soja-
bohnen, Mastfutter, Fleisch und Pflanzenöle (vgl. CIA 
World Factbook 2014). 

Die Landwirtschaft Paraguays steuert rund 20 % zum Brut-
toinlandsprodukt bei, Foto: Stefan Krasowski/Flickr.com
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Grafik 4: Wachstumsraten und Armutsreduzierung in Lateinamerika im Vergleich
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Auswirkungen von Fleischexporten auf die 
Landwirtschaft in Entwicklungsländern 

In Deutschland besteht ein Selbstversorgungsgrad 
an Fleisch von ca. 119 % (vgl. LfL 2013). D.h. Deutsch-
land produziert mehr Fleisch als es verbraucht. Über-
schüsse werden exportiert. So ist z.B. die Exportmen-
ge an Schweinefleisch zwischen 2001 und 2011 von 
695.000 Tonnen auf 2,4 Mio. Tonnen angestiegen (das 
entspricht einer Steigerung um 245 %) (vgl. Thomson 
2013). Ein Teil dieser Exporte geht auch in Entwick-
lungsländer. 2011 wurden 38.600 Tonnen Fleisch in 
Entwicklungsländer exportiert (vgl. Thomsen 2013). 
Die billigen Fleischexporte haben in Teilen des globa-
len Südens schon heute großen Schaden angerichtet. 
Der mangelnde Schutz der eigenen Fleischproduk-
tion, der vielen Entwicklungsländern seitens der EU 
auch in den bilateralen Handelsverträgen aufge-

zwungen wird, kann so selbst bei kleinen Exportmen-
gen zu Verdrängungseffekten führen, die die eigene 
Produktion behindern oder gar zerstören. Für Geflü-
gelfleisch sind entsprechende Verdrängungseffekte 
aus Kamerun und Ghana bekannt und gut dokumen-
tiert, wo die lokale Geflügelfleischproduktion den 
Billigimporten aus der EU nicht standhalten konnte. 
Für Schweinefleisch sind ähnliche Auswirkungen für 
Angola oder Kamerun dokumentiert (vgl. Thomsen 
2013). Damit gehen den Menschen wichtige Einkom-
mensmöglichkeiten verloren und eine Entwicklung 
der Landwirtschaft und der Aufbau regionaler Kreis-
läufe in den Ländern werden untergraben. Für den 
Klimaschutz und eine nachhaltige Entwicklung ist 
es daher notwendig, dass nicht nur der Konsum tieri-
scher Produkte verringert wird, sondern auch die Pro-
duktionsmengen in Deutschland und NRW, um Billig-
exporte zu vermeiden. 

Vor diesem Hintergrund ist die Weiterentwicklung 
einer nachhaltigen  klima- und ressourcenschonden 
Tierhaltung als Gemeinschaftsaufgabe von Landwirt-
schaft und KonsumentInnen von zentraler Bedeu-
tung. 

Erste Ansätze wurden in AG „Private Haushalte“ auf-
gegriffen. So werden im Handlungsfeld Konsum / 
Ernährung in dem Unterpunkt „Ausschöpfen der Suf-
fizienzpotenziale“ vegetarische bzw. vegane Kanti-
nenangebote zwar erwähnt, eigene Maßnahmenvor-
schläge fehlen aber (z.B. Wahloption: ein fleischfreies 
Gericht muss in Kantinen angeboten werden). Auch 
in den handlungsfeldübergreifenden Maßnahmen 
findet sich kein Hinweis auf eine Strategie für eine 
Verringerung des Fleischkonsums. Im Bereich Ernäh-
rung werden regionale, saisonale und ökofaire Be-
schaffung wegen ihrer Klimaschutzrelevanz als Maß-
nahmen diskutiert ebenso wie die Verhinderung und 
Reduzierung von Lebensmittelverschwendung oder 
mehr Transparenz über Höhe der THG-Emissionen 
von Produkten. Diesen Maßnahmenbereich sollte das 
Land NRW weiterführen. 

Von großer Bedeutung ist, dass landwirtschaftliche 
Produktion und ihre Produkte einen höheren Wert in 
der Bevölkerung bekommen und auch höhere Preise 
für klimafreundliche und gesundheitlich wertvolle 
Produkte erzielt werden. 

Als begleitende Maßnahme sollte eine verstärkte Bil-
dungs- und Bewusstseinsarbeit bezüglich der Folgen 
des hohen Fleischkonsums, der Wertigkeit von Fleisch 
und der gesundheitlichen Vorzüge einer fleischredu-
zierten Kost verankert werden. Fleisch ist ein wertvol-
les Produkt, für das ein entsprechender Preis zu zahlen 
ist. In öffentlichen Einrichtungen sollte verstärkt vege-
tarisches und ökologisch erzeugtes Essen angeboten 
werden.  

Auch die Maßnahmen der AG „Landwirtschaft, Forst, 
Boden“ könnten noch stärker auf einen Umbau hin zu 
einer kreislauforientierten und nachhaltigen Land-
wirtschaft ausgerichtet werden. Im extensiven und 
ökologischen Landbau werden klimaschonende Maß-
nahmen praktiziert, wie z. B. Förderung des Humus-
aufbaus oder geringer Einsatz anorganischer Dünger 
durch einen verstärkten Anbau von Eiweißpflanzen. 
Maßnahmen im Klimaschutzplan, die darauf abzie-
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Fleisch braucht eine neue Wertschätzung – auch für Klimaschutz, 
Foto: Alex E. Proimos/Flickr.com

len, Praktiken des ökologischen Anbaus zu stärken 
und somit zu einer klimafreundlicheren Landwirt-
schaft beizutragen, sollten insbesondere durch Bera-
tung und Netzwerke weiter entwickelt werden.

Sojaimporte könnten reduziert werden, wenn für 
die Eiweißversorgung der Tiere wieder verstärkt ein-
heimische Leguminosen (Hülsenfrüchte) verwendet 
würden. Die Ausweitung des Leguminosenanbaus 
sollte deswegen als wichtige Maßnahme des Klima-
schutzplans gestärkt und weiterentwickelt werden. 
Damit wären eine Reihe positiver Umweltaspekte 
verbunden, wie Verbesserung der Bodenfruchtbar-
keit und Düngereinsparungen. Mit steigenden Soja- 
preisen wird ein verstärkter Leguminosenanbau auch 
aus ökonomischen Gründen interessant. Schätzungen 
gehen davon aus, dass in Deutschland bis zu 60 % Soja 
in Futtermitteln durch Leguminosen ersetzt werden 
könnten (vgl. Thomsen 2013). 

Eine weitere Strategie sollte es sein, Gemischtbetriebe 
mit Ackerbau und Tierhaltung zu fördern, die die ver-
wendeten Futtermittel weitgehend selbst herstellen 
und den entstehenden Mist, Dung und Gülle als Dün-
ger verwenden. Dies vermeidet Futtermittelimporte, 
kann jedoch nur realisiert werden, wenn die Anzahl 
der Tiere und an die vorhandene Flächengröße ange-
passt wird. Steht nicht ausreichend Fläche zur Verfü-
gung wird der Boden z. B. mit Stickstoff überlastet. 

Die Instrumente der EU-Agrarpolitik sollten genutzt 
werden, um eine klimafreundliche und gleichzeitig 
ökonomisch auskömmliche Landwirtschaft in NRW 
zu stärken. Neben Klimaschutz trägt dies auch zum Er-
halt der Biodiversität, Boden- und Wasserschutz, der 
Steigerung der regionalen Verbundenheit und Identi-
tät sowie zum Tierschutz bei.
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5 Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

Mit dem Klimaschutzgesetz und dem Klimaschutz-
plan nimmt NRW als Energieland Nr. 1 seine Verant-
wortung für Klimaschutz wahr. Aus entwicklungspoli-
tischer Perspektive ist dies sehr zu begrüßen, denn die 
Folgen des Klimawandels treffen vor allem Menschen 
in den Entwicklungsländern. NRW kann so einen 
wichtigen Beitrag für eine gerechtere und nachhalti-
gere Welt leisten. 

Der Erfolg von Klimaschutz in NRW ist dabei von den 
energie- und klimapolitischen Maßnahmen der EU 
und der Bundesregierung abhängig. NRW sollte dar-
auf drängen, dass auf EU- und Bundesebene ambitio-
nierte Klimapolitik betrieben wird und Maßnahmen 
für Klimaschutz und die Energiewende konsequent 
umgesetzt werden. Ein bundesweites Klimaschutzge-
setz würde das Engagement NRWs stärken und unter-
stützen. NRW sollte gemeinsam mit anderen Bundes-
ländern  auf ein solches Gesetz drängen.

Eine Verringerung des Energieverbrauchs ist neben 
dem Ausbau der erneuerbaren Energien und der Re-
duktion der fossilen Energien entscheidend für die 
Erreichung der Klimaschutzziele. Energieeinsparung 
und Energieeffizienz sind besonders zu fördern. Dies 
ist auch wichtig, um die Nachfrage nach Agroener-
gie zu begrenzen und damit die häufig verheerenden 
ökologischen und sozialen Folgen des Agroenergie-
anbaus in Entwicklungsländern einzudämmen. Im 
Mobilitätsbereich sind von daher Maßnahmen not-
wendig, die auf Verkehrsvermeidung abzielen und 
mit neuen Mobilitätskonzepten den Energiebedarf 
deutlich verringern.

Aufgrund der massiven Folgen der Kohleverbren-
nung und des Kohleabbaus in den Entwicklungslän-
dern sollte durch Maßnahmen im Land, aber auch auf 
Bundesebene der Anteil der Kohle an der Energiege-
winnung konsequent zurückgefahren werden. Das 
bundesdeutsche Ziel, die Treibhausgasemissionen bis 
2050 um mindestens 80-95 % (Koalitionsvertrag) zu 
senken, erfordert einen gestuften Ausstiegsplan aus 
der Kohleverstromung. Je eher dieser geordnete Aus-
stieg begonnen wird, desto geringer sind die gesamt-
gesellschaftlichen Kosten. Flankierend ist eine Verbes-
serung des EU-Emissionshandels notwendig.
 

Der Bereich Landwirtschaft und Ernährung verur-
sacht durch Importe hohe Treibhausgasemissionen in 
anderen Ländern, aber auch andere ökologische und 
soziale Probleme. Das Land NRW sollte dem verstärkt 
Rechnung tragen und den Klimaschutzplan um Maß-
nahmen ergänzen, die z. B. eine höhere Wertschät-
zung für landwirtschaftliche Produkte und eine Ver-
ringerung des Konsums tierischer Produkte erzielen.

Klimaschutz sollte zudem in die internationale Zu-
sammenarbeit NRWs integriert werden. NRW kann 
mit verschiedenen Maßnahmen Partnerregionen und 
-länder darin unterstützen, eine klimafreundliche 
Energieversorgung aufzubauen und weiterzuentwi-
ckeln, die auf erneuerbaren Energien und Energieeffi-
zienz basiert. Hierzu gehören z. B. Wissenschafts- und 
Wirtschaftskooperation oder kommunale Süd-Nord-
Partnerschaften zu Klima- und Umweltschutz. Koope-
rationsprojekte oder –programme sollten Gruppen 
stärken, die durch den Klimawandel besonders ge-
fährdet sind, z. B. Frauen, so dass sie sich besser an den 
Klimawandel anpassen können. 

Der Klimaschutzplan ist als flexibles und offenes Pro-
jekt anzulegen, um wissenschaftliche Erkenntnisse 
und gesellschaftliche sowie technische Entwicklun-
gen rasch aufgreifen zu können. Auch muss der Kli-
maschutzplan kohärent sein zu Prozessen in NRW 
(Nachhaltigkeitsstrategie, Eine-Welt-Strategie), in 
Deutschland (z.B. Nachhaltigkeitsstrategie, Klima-
schutzaktionsplan) und im UN-Kontext (z.B. Klimapro-
zess, Post-2015-Agenda und Sustainable Development 
Goals) und Synergien nutzen.

Die Umsetzung und Weiterentwicklung des Klima-
schutzplans ist eine große Herausforderung und be-
nötigt eine breite Unterstützung in der Bevölkerung. 
Um diese zu erreichen, ist auch eine breite Bildungs- 
und Bewusstseinsarbeit für Klimaschutz und Klimage-
rechtigkeit notwendig. 
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Das Amt für Mission, Ökumene und kirchliche Welt-
verantwortung (MÖWe) der Evangelischen Kirche von 
Westfalen (EKvW) setzt sich für mehr Gerechtigkeit ein. 
Gemeinsam mit dem Institut für Kirche und Gesellschaft 
der EKvW liegt dabei ein Schwerpunkt der Arbeit auf 
Klimagerechtigkeit und Klimaschutz. So wird Bildungs-
arbeit geleistet zu den Folgen des Klimawandels für Men-
schen in Entwicklungsländern und der Notwendigkeit 
von Klimaschutz in den Industrieländern. Des Weiteren 
setzt sich das Amt für MÖWe für die Einhaltung von Um-
welt- und Sozialstandards ein, z. B. bei Importen von Stein-
kohle und Bioenergie (Palmöl). In der entwicklungspoliti-
schen Klimaplattform der Kirchen, Entwicklungsdienste 
und Missionswerke wird bundesweit zu weltweiter Kli-
magerechtigkeit gearbeitet und gemeinsame Aktionen 
durchgeführt, wie den ökumenischen Pilgerweg zu Kli-
makonferenz nach Paris 2015.
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SÜDWIND tritt seit der Gründung im Jahr 1991 dafür ein, 
wirtschaftliche, soziale und ökologische Gerechtigkeit 
weltweit durchzusetzen. SÜDWIND deckt ungerechte 
Strukturen auf, macht diese öffentlich, bietet Handlungs-
alternativen und will so zu Veränderungen beitragen. 
Dabei verbindet SÜDWIND Forschung mit entwicklungs-
politischer Öffentlichkeitsarbeit in Deutschland und trägt 
Themen und Forderungen in Netzwerke, Gesellschaft, 
Unternehmen und Politik. 

Das Institut arbeitet zu einem breiten Spektrum von Nord-
Süd-Themen, der gegenwärtige Schwerpunkt liegt auf 
den Themen Entwicklungszusammenarbeit, Frauen und 
Weltwirtschaft, Klimagerechtigkeit, Nachhaltigkeit auf 
den Finanzmärkten, Rohstoffe und Sozialstandards im 
Welthandel.

„Hinsehen, Analysieren, Einmischen“ – unter diesem Mot-
to engagiert sich Germanwatch für globale Gerechtigkeit 
und den Erhalt der Lebensgrundlagen und konzentriert 
sich dabei auf die Politik und Wirtschaft des Nordens mit 
ihren weltweiten Auswirkungen. Die Lage der besonders 
benachteiligten Menschen im Süden bildet den Aus-
gangspunkt des Einsatzes für eine nachhaltige Entwick-
lung. 

Arbeitsschwerpunkte von Germanwatch sind Klima-
schutz & Anpassung, Welternährung, Unternehmensver-
antwortung, Bildung für nachhaltige Entwicklung sowie 
Finanzierung für Klima & Entwicklung/Ernährung. Zen-
trale Elemente der Arbeitsweise sind der gezielte Dialog 
mit Politik und Wirtschaft, wissenschaftsbasierte Analy-
sen, Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit sowie Kampag-
nen.
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Die Studie zeigt auf, dass aus entwicklungspolitischer 
Perspektive besonders der konsequente Umstieg auf 
erneuerbare Energie notwendig ist. Nur so kann die 
Nutzung fossiler Energien wie z. B. der Steinkohle ver-
ringert werden. Steinkohle verursacht neben hohen 
CO2-Emissionen auch immense Umweltschäden und 
soziale Probleme in den Abbaugebieten, z.B. in Kolum-
bien und Südafrika.

Es wird zudem deutlich, dass für Klimaschutz beson-
ders Maßnahmen für Energieeffizienz und Energie-
sparen umgesetzt werden müssen, z. B. durch neue 
Mobilitätskonzepte. So können Bioenergieimporte wie 
Palmöl oder Zuckerrohr begrenzt werden. Denn gera-
de Palmöl verursacht durch Regenwaldrodung hohe 
Treibhausgasemissionen. Zudem werden für Ölpalm-
plantagen Menschen von ihrem Land vertrieben und 
biologische Vielfalt geht unwiederbringlich verloren.

Als erstes Bundesland hat NRW ein Klimaschutzgesetz 
mit verbindlichen Reduktionszielen verabschiedet. 
In einem breit angelegten Prozess wurde ein Klima-
schutzplan mit Strategien und Einzelmaßnahmen 
erarbeitet. Damit nimmt NRW als Energieland Nr. 1 
in Deutschland und als Bundesland mit den höchsten 
Treibhausgasemissionen seine Verantwortung für den 
Klimaschutz wahr. Aus entwicklungspolitischer Pers-
pektive ist dies sehr zu begrüßen. Denn die Folgen des 
Klimawandels treffen vor allem Menschen in den Ent-
wicklungsländern. Zunehmende Trockenheit und aus-
bleibende Niederschläge gefährden beispielsweise die 
Ernährungssicherheit vieler Menschen. 

Um das Reduktionsziel zu erreichen, sind umfangrei-
che Maßnahmen in verschiedenen Bereichen notwen-
dig – wie Energieumwandlung, Mobilität, Landwirt-
schaft. Dazu bedarf es flankierender Maßnahmen auf 
bundespolitischer Ebene und in der EU wie z. B. die 
Überarbeitung des Emissionshandels.
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